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Einleitung 
 
 
 
„Fremdenrecht und Asylpolitik“ ist das erste 
Thema von fünf großen Kapiteln des Men-
schenrechtsberichts 2007. Die Beiträge da-
zu zeigen, wie auch schon im vorjährigen 
Menschenrechtsbericht, welche unveränder-
ten Härten und Unmenschlichkeiten das 
Fremdenrechtspaket seit 1. Jänner 2006 mit 
sich bringt. Ljiljana Zlatojevic beleuchtet in 
ihrem Beitrag die Auswirkungen des Nieder-
lassungs- und Aufenthaltsgesetzes und 
Daiva Döhring informiert über die aktuelle 
Situation in der Schubhaft in Salzburg. Be-
sonders betroffen macht das Interview, das 
Ursula Liebing und Angelika Reichl mit 
einem Asylwerber über die Wohnsituation in 
einem Flüchtlingsquartier, sein Leben und 
seine Wünsche geführt haben. Welche posi-
tiven Faktoren ausschlaggebend für ein be-
friedigendes Leben in und mit Flüchtlingsun-
terkünften sind, zeigt Gerhard Feichtner auf. 

 
Wie sieht die Integration von MigrantInnen 
in der Stadt Salzburg aus? Mit dieser Frage 
setzt sich die neue Integrationsbeauftragte 
der Stadt, Anja Hagenauer, im zweiten Teil 
des Menschenrechtsberichts zum Thema 
„Integration/Migration in Salzburg“ ausein-
ander. Erika Scharer, als zuständige Lan-
desrätin, beantwortet im Interview unsere 
Fragen nach dem Integrationskonzept und 
den Aufgaben des/r Integrationsbeauftrag-
ten, Ursula Liebing nimmt dazu für die Platt-
form für Menschenrechte Stellung. 

 
Im Bereich der kommunalen Menschen-
rechtsarbeit gibt es in Salzburg noch viel zu 
tun, sagt Josef P. Mautner. Er stellt im drit-
ten Kapitel als Beispiel die „Stadt der Men-

schenrechte“ Nürnberg vor. Wie kommunale 
Menschenrechtsarbeit in Salzburg geleistet 
wird, zeigt Andrea Holz-Dahrenstaedt an-
hand vieler engagierter Projekte der Kinder- 
und Jugendanwaltschaft. 

 
AsylwerberIn in Österreich zu sein und auf 
die Gewährung oder Nichtgewährung von 
Asyl warten zu müssen ist schon schwierig 
genug. Aber zusätzlich dazu einer tagtägli-
chen finanziellen Existenzangst ausgesetzt 
zu sein, weil man einen Angehörigen mit 
Behinderung pflegt und von staatlicher Seite 
keinerlei Unterstützung erhält, ist unglaub-
lich hart. Anita Pleschko und Ursula Liebing 
schildern solche berührenden Fälle im vier-
ten Teil des Menschenrechtsberichts über 
Menschen mit Behinderung. Auch schulische 
Integration bedeutet für Betroffene ständig 
wiederkehrende zermürbende Kämpfe um 
fehlende Ressourcen und Mittel, wie meine 
Bestandsaufnahme darlegt. 
 
Mit prekären (d.h. bedenklichen) Arbeitsver-
hältnissen und Jugendarbeitslosigkeit be-
fasst sich Elisabeth Fereberger. Sie erklärt 
in ihrem Text den Grund für die stetige Zu-
nahme der so genannten Working-Poor, er-
werbstätig Armen, und erläutert die ver-
schiedenen kritischen Phasen, in denen Ju-
gendlichen Arbeitslosigkeit droht. „Armut 
und Arbeit(slosigkeit)“ als fünftes und letztes 
Kapitel beschließt damit den Menschen-
rechtsbericht 2007. 
 
 
 

Claudia Hörschinger-Zinnagl 
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Plattform für Menschenrechte ... 
... ist ein Zusammenschluss von sozialen und kultu-
rellen Einrichtungen, kirchlichen und politischen 
Organisationen, Studierenden und Privatpersonen, 
InländerInnen und AusländerInnen aus Stadt und 
Land Salzburg. Sie ist parteipolitisch ungebunden.  
Die Plattform tritt für die Unteilbarkeit der Menschen-
rechte und für die Gleichberechtigung aller Kulturen 
und Lebensweisen ein. Sie wendet sich gegen Ras-
sismus und gegen die Diskriminierung von Minder-
heiten und will dazu beitragen, in Österreich und hier 
vor allem in Salzburg ein offenes, konstruktives und 
integratives Klima zu schaffen und zu fördern. 
Der Plattform gehören an: 
Katholische Aktion, Friedensbüro, Helping Hands, 
Katholische Frauenbewegung, Evangelisch-Metho-
distische Kirche, Bürgerliste Stadt Salzburg, Die 
Grünen – Grüne Alternative Salzburg, Ökumenischer 
Arbeitskreis, Diakonie/ Ev. Flüchtlingsdienst, SOS-
Clearinghouse, MJÖ, Caritas, Flüchtlingshaus der 
Caritas, Verein VIELE, Bereich „Jugend“ und Abteilung 
„Kirche und Arbeitswelt“ der Katholischen Aktion 
Salzburg, Jugendzentrum IGLU und andere. 
Personenkomitee der Plattform für 
Menschenrechte: 
Dr. Helga EMBACHER (Historikerin) 
Dr. Gerhard MORY (Rechtsanwalt) 
Superintendentin Luise MÜLLER (Evang. Kirche) 
Brigitte OBERMOSER (Schirennläuferin) 
Prof. Heinz ROTHBUCHER (Kath. 
Akademikerverband / Entwicklungspol. Beirat) 
Mag. Vladimir VERTLIB (Schriftsteller) 
Univ. Prof. Barbara WICHA (Politologin) 
Büro: 
Plattform für Menschenrechte, c/o Kirche & 
Arbeitswelt, Kirchenstraße 34, 5020 Salzburg 
office@menschenrechte-salzburg.at, 
Tel. 0662-451290-14, 
Mag.a Maria Sojer-Stani 
Sprecher: 
Dr. Josef Mautner, Tel. 0662-8047-7555 oder 0676-
8746-7555, josef.mautner@ka.kirchen.net 
Impressum: 
F. d. l. v.: Plattform für Menschenrechte, c/o Kirche & 
Arbeitswelt, 5020 Salzburg, Kirchenstr. 34 
Satz/Layout: Dr. Michael Sonntag 
Umschlag: Johannes Thanhofer 
Druck: Hausdruckerei Land Salzburg 
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Vorwort 
 
 
 
Dieser Menschenrechtsbericht erscheint im 
„Europäischen Jahr der Chancengleichheit 
für alle“. Die Idee der Chancengleichheit, 
wie sie von der EU propagiert wird, leitet 
sich vom Prinzip der Gleichheit ab, das die 
Basis für die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte bildet und im Art. 1 allgemein-
gültig formuliert wurde: „Alle Menschen sind 
frei und gleich an Würde und Rechten gebo-
ren.“ Die Idee einer Geburt gegebenen 
Gleichheit der Würde und der Rechte für 
alle Menschen ist um Wesentliches radika-
ler als die von der EU propagierte Gleichheit 
der Chancen für alle. Denn der gleiche Zu-
gang zu Grundrechten für alle in Salzburg 
lebenden Menschen – wie es das grundle-
gende Ziel unserer Arbeit in der Plattform 
für Menschenrechte ist – ermöglicht erst 
jene gerechte Verteilung von Zugangs- und 
Lebenschancen, von der die Zielvorgaben 
der EU ausgehen. Solange für ganze Bevöl-
kerungsgruppen wie MigrantInnen und Asyl-
suchende – gerade auch bei Gefahr von 
Mehrfachdiskriminierung (also wenn Behin-
derung, sexuelle Orientierung, Religion oder 
Geschlecht als Diskriminierungsursache da-
zukommen) – der Zugang zu ihren Grund-
rechten in solchem Maße eingeschränkt ist, 
wie es die Beiträge in diesem Bericht doku-
mentieren, wird es für die Angehörigen die-
ser Gruppen auch keine Chancengleichheit 
in Salzburg geben. 

Dementsprechend stehen die Themen 
„Fremdenrecht und Asylpolitik“ sowie „Inte-
gration“ im Mittelpunkt dieses Berichts. Die 
Beiträge zum Thema „Menschen mit Behin-
derung“ zeigen, dass Mehrfachdiskriminie-
rung die soziale und rechtliche Ungleichheit 

noch krasser werden lässt und auch als sol-
che vorrangig zu bekämpfen ist. Die kom-
munale Menschenrechtsarbeit steht in Salz-
burg – wie ein Vergleich mit anderen Städ-
ten und Regionen zeigt – immer noch am 
Anfang, und trotz aller zum „Jahr der Chan-
cengleichheit“ von offizieller Seite abgege-
benen Jubelmeldungen wartet nach dem 
31. Dezember 2007 noch sehr viel Arbeit 
auf uns. 
 

Josef P. Mautner,  
Sprecher der Plattform für Menschenrechte 

 
 
 
 
 
Zielvorgabe der EU für die Aktivitäten aller 
Mitgliedstaaten in diesem Jahr sind fol-
gende Schlüsselthemen:  
 
• die Sensibilisierung für das Recht auf 

Gleichbehandlung und Nichtdiskriminie-
rung sowie für die Problematik der Mehr-
fachdiskriminierungen;  

• Möglichkeiten zur besseren gesellschaft-
lichen Einbindung von Gruppen mit Dis-
kriminierungsopfern sowie zu einer aus-
gewogenen Beteiligung von Frauen und 
Männern zu schaffen;  

• sowie die Erleichterung und Würdigung 
von ethnischer und kultureller Vielfalt.  

 
In Salzburg hat sich eine offizielle Plattform 
gebildet, bestehend aus den Frauenbüros 
von Stadt und Land, der AK und dem AMS, 
die Initiativen zu Chancengleichheit und 
Antidiskriminierung in Salzburg fördern und 
vernetzen möchte. 
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Monitoring für  
Menschenrechte 

Statistik von Juli 2006 bis Juni 2007 
 
 

 Monat 
 

Problemdefinition 

   
Nichtgewähren von BürgerInnenrechten 
 

 Juli 06 Drohende Abschiebung eines Drittstaatenangehörigen aufgrund von Pflege- 
und damit Sozialbedürftigkeit 

   
 Jan. 07 Verletzung des Rechtes auf freie Meinungsäußerung & Nichtgewähren eines  

fairen Verfahrens 
   
 Juni 07 Unterstützungsanfrage wegen empfundener Belästigung durch öffentliche Medien 
   

Verletzungen von MR im Asyl- und Fremdenrecht 
 

 Aug. 06 Unterstützungsanfrage für von Folter und Misshandlung bedrohte Menschen 
im Heimatland 

   
 Sept. 06 Psychische Erkrankung aufgrund langer Asylverfahrensdauer  

und prekärer Wohnsituation 
   
 Okt. 06 

 
Aufenthaltsverbot von Drittstaatenangehörigen in binationalen Ehen 
 

   
 Okt. 06 Nichtgewährung von Familienbeihilfe und Kindergeld 

an subsidiärschutzbedürftige Familien 
   
 Nov. 06 Nichtgewähren von Familienbeihilfe und Kindergeld aufgrund nicht mehr  

gewährter Niederlassungsbewilligung bei Drittstaatenangehörigen  
und somit drohende Verarmung 

 Nov. 06 Nichtgewähren von Familienbeihilfe und Kindergeld aufgrund nicht mehr  
gewährter Niederlassungsbewilligung bei Drittstaatenangehörigen  
und somit drohende Verarmung 

 Nov. 06 Nichtgewähren von Familienbeihilfe und Kindergeld aufgrund nicht mehr  
gewährter Niederlassungsbewilligung bei Drittstaatenangehörigen  
und somit drohende Verarmung 

 Nov. 06 Nichtgewähren von Familienbeihilfe und Kindergeld aufgrund nicht mehr  
gewährter Niederlassungsbewilligung bei Drittstaatenangehörigen  
und somit drohende Verarmung 
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www.menschenrechte-salzburg.at  
In dieser Statistik sind alle Fälle von Juli 2006 bis Juni 2007 erfasst, die von Einzelpersonen oder 
Institutionen im Rahmen des Monitoring an uns herangetragen und von uns bearbeitet wurden. 
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 Monat 

 
Problemdefinition 

  
 

 
Nichtgewähren von BürgerInnenrechten 
 

 Nov. 06 Nichtgewähren von Familienbeihilfe und Kindergeld aufgrund nicht mehr  
gewährter Niederlassungsbewilligung bei Drittstaatenangehörigen  
und somit drohende Verarmung 

 Nov. 06 Nichtgewähren von Familienbeihilfe und Kindergeld aufgrund nicht mehr  
gewährter Niederlassungsbewilligung bei Drittstaatenangehörigen  
und somit drohende Verarmung 

 Nov. 06 Nichtgewähren von Familienbeihilfe und Kindergeld aufgrund nicht mehr  
gewährter Niederlassungsbewilligung bei Drittstaatenangehörigen  
und somit drohende Verarmung 

   
 Feb. 07 

 
 
 

Nichterfüllung der Integrationsvereinbarung seitens einer Sprachkurs- 
teilnehmerinaufgrund der Nichtanerkennung von ärztlichen Attesten 
 
 

   
 März 07 Psychische Beeinträchtigung aufgrund langer Asylverfahrensdauer und 

unerträglicher Lebensbedingungen 
   
 Mai 07 Streichung der Familienbeihilfe bei Drittstaatenangehörigen durch  

Fremdenrechtspaket 2005  
 Mai 07 Streichung der Familienbeihilfe bei Drittstaatenangehörigen durch  

Fremdenrechtspaket 2005 
 Mai 07 Streichung der Familienbeihilfe bei Drittstaatenangehörigen durch  

Fremdenrechtspaket 2005 
   
 Juni 07 Drohende Abschiebung eines Asylwerbers aufgrund negativen Bescheids 
   
 Juni 07 Drohende Abschiebung von integrierten Drittstaatenangehörigen durch  

Fremdenrechtspaket 2005, Forderung nach Bleiberecht 
  

  
Diskriminierung aufgrund religiöser Zugehörigkeit 
 

 Juni 07 islamfeindliche Äußerungen in Printmedien 
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1.) Fremdenrecht  
und Asylpolitik 

 
 
 
 

Die Auswirkungen des 
Niederlassungs- und 
Aufenthaltsgesetzes  
 

 

Seit etwa Anfang der neunziger Jahre ist 
kaum eine Gesetzesperiode ohne Neuregu-
lierung des Fremdenwesens verstrichen. 
Das zeigt einerseits, dass die Migration und 
deren Folgen ein wichtiges politisches und 
gesellschaftliches Thema geworden sind. 
Andererseits bedeutet es, dass dieses The-
ma mehr als alle anderen die Gesellschaft 
spaltet und für parteipolitisches Agieren 
missbraucht werden kann.  

In allen Gesetzesnovellen ist eine Ten-
denz, Einwanderung nach Möglichkeit nicht 
vorzusehen bzw. so weit wie möglich zu be-
grenzen, erkennbar. Im „Fremdenrechts-
paket 2005“ wurden EG-Richtlinien, die Im-
migrationsbeschränkungen abbauen bzw. 
den Status in der Europäischen Gemein-
schaft lebender Fremder sichern sollen, 
immer nur so weit umgesetzt, wie dies un-
bedingt gemeinschaftsrechtlich zwingend ist 
– und selbst dies nur zum Teil. Die Sachver-
halte, die nicht von den EG-Richtlinien er-
fasst sind, wurden so weit restriktiv geregelt, 
dass in vielen Fällen rechtlich bedenkliche 
Eingriffe in Grundrechte der Betroffenen in 
Kauf genommen wurden.  

Insbesondere die folgenden beiden Be-
stimmungen und deren Folgen für die Be-
troffenen sind nicht mit grundlegenden Wer-

ten und Grundsätzen eines demokratischen 
Rechtsstaates vereinbar. 
 
a) Das Aufenthaltsrecht der Familien-

angehörigen von nicht freizügigkeits-
berechtigten ÖsterreicherInnen  

 
Generell werden Angehörige von Österrei-
cherInnen im Entwurf massiv gegenüber 
Angehörigen von EWR-BürgerInnen ohne 
sachlichen Grund benachteiligt, indem un-
terschiedliche Regelungen getroffen wur-
den. Es ist zwar durchaus richtig, dass eine 
Gleichstellung gemeinschaftsrechtlich viel-
leicht nicht geboten und eine Inländerdiskri-
minierung gemeinschaftsrechtlich unproble-
matisch ist, jedoch ist eine derartige Inländer-
diskriminierung in der Regel im Hinblick auf 
Art. 7 B-VG, EMRK und das RassDiskrBVG 
verfassungswidrig, wenn diese Diskriminie-
rung sachlich nicht gerechtfertigt ist. Soweit 
Angehörige von EWR-BürgerInnen beson-
dere Rechte genießen, sind Angehörige von 
ÖsterreicherInnen den Angehörigen von 
EWR-Bürgern gleichzustellen.  

Konkret stellt die Erteilungsvoraussetzung 
nach § 11 Abs. 2 Z 4 NAG (ausreichende fi-
nanzielle Mittel zur Sicherung des Lebens-
unterhalts) sehr oft eine Hürde für Betroffene 
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dar, weil die zusammenführende Person oft 
nicht in der Lage ist, die vorgeschriebenen 
finanziellen Mittel aufzubringen. Es handelt 
sich oft um minimale Beträge, die die Zu-
sammenführung der Familien unmöglich 
machen.  

 
Dem Ehemann einer österreichischen 
Staatsbürgerin wurde kein Aufent-

haltstitel erteilt, weil sie um € 23 weniger 
Einkommen erzielt, als das Gesetz für ein 
Ehepaar vorschreibt (für das Jahr 2006: 
€ 1055). Die Tatsache, dass die Frau 
schwanger war (und die Unterstützung ihres 
Ehemannes dringend benötigte), war für die 
Behörde ein Grund mehr den Antrag abzu-
lehnen, denn „nach einer Zukunftsprognose 
wäre zu erwarten, dass sich die finanzielle 
Situation der Familie durch Geburt des Kin-
des verschlechtern wird“.1  

Die Regelung, wonach der Erstantrag 
auf Erteilung eines Aufenthaltstitels grund-
sätzlich im Ausland und persönlich einzu-
bringen ist (§ 21 NAG), hat zur Folge, dass 
Familienangehörige von ÖsterreicherInnen 
zum Beispiel nach negativem Abschluss 
des Asylverfahrens in ihr Heimatland zu-
rückkehren müssen, um dort den Antrag auf 
Aufenthaltstitel einzubringen, was für viele 
nicht machbar ist. Die Möglichkeit, die In-
landsantragstellung aus humanitären Grün-
den zuzulassen, wird von den Behörden 
restriktiv und nur in sehr schweren Fällen 
genützt und kann daher diese unzumutbare 
Rechtssituation nicht beseitigen.  

Eine weitere Regelung (§ 47 Abs. 3 NAG), 
wonach den LebenspartnerInnen von Öster-
reicherInnen nur dann ein Aufenthaltstitel zu 
erteilen ist, wenn sie das Bestehen einer 
dauerhaften Beziehung im Herkunftsstaat 
nachweisen können, diskriminiert jene Le-
benspartnerInnen, die eine solche Bezie-
hung in Österreich führen (z.B. Drittstaats-
                                                           
1 Sinngemäße Begründung des Bescheides. 

angehörige, die sich als Studierende in Ös-
terreich aufhalten und während dieses Auf-
enthaltes eine Lebensgemeinschaft mit ös-
terreichischem/r PartnerIn eingehen). Sach-
lich nicht gerechtfertig erscheint auch die 
Bestimmung, wonach die LebenspartnerIn-
nen oder volljährige Kinder von nicht freizü-
gigkeitsberechtigten ÖsterreicherInnen kei-
nen freien Zugang zum Arbeitmarkt haben.  
 
b) Familienangehörige von in Österreich 

bereits niedergelassenen 
Drittstaatsangehörigen 

 
Bedauerlicherweise wurde die Quotenrege-
lung für Familienzusammenführung beibe-
halten, wenn auch für längstens drei Jahre 
(§ 12 NAG). Da nach drei Jahren Wartezeit 
die Quotenpflicht ohnehin entfällt, wäre es 
allerdings konsequent, die Quotenpflicht in 
diesen Fällen gleich ganz entfallen zu las-
sen. Denn die Quotenpflicht hat lediglich die 
Konsequenz, dass der Nachzug von Fami-
lienangehörigen um maximal drei Jahre ver-
schoben wird. Dass eine derartige Verschie-
bung Sinn macht, ist fraglich, integrations-
politisch aber kontraproduktiv und für Betrof-
fene eine Zumutung. Nicht selten ergeben 
sich für die Betroffenen aufgrund dieser 
Quotenregelung absurde Situationen.  
 

Eine Bosnierin, die sich in Österreich 
seit einigen Jahren als Studentin 

aufhielt und mit einem bereits niedergelas-
senen Drittstaatsangehörigen in Österreich 
eine Ehe schloss, musste trotz Vorliegen 
aller Voraussetzungen für Erteilung einer 
Niederlassungsbewilligung Österreich ver-
lassen, um auf einen Quotenplatz in ihrem 
Heimatland zu warten. Die Folge: sinnlose 
Unterbrechung des Studiums, Trennung des 
Ehepaares, zusätzliche Kosten für die junge 
Familie usw. 
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In Österreich geborene Kinder rechtmäßig 
niedergelassener Drittstaatsangehöriger er-
halten nach derzeitiger Rechtslage eine ein-
jährige Niederlassungsbewilligung „be-
schränkt“, auch dann, wenn die Eltern z.B. 
einen „Daueraufenthalt-EG“-Aufenthaltstitel 
haben. Die allgemeinen Erteilungsvoraus-
setzungen müssen erfüllt werden. Das kann 
zur Folge haben, dass z.B. eine alleinerzie-
hende Mutter, die selbst in Österreich gebo-
ren ist und unbefristetes Aufenthaltsrecht 
hat, für ihr neugeborenes Kind keinen Auf-
enthaltstitel bekommt, weil sie den Lebens-
unterhalt aufgrund der Betreuungspflichten 
nicht bestreiten kann.  

Die oben angeführten Bestimmungen sind 
nur einige von vielen, die vom Aspekt der 
Menschenrechte und verfassungsrechtlichen 
Grundsätze bedenklich erscheinen. Es ist eine 
vollständige und ernsthafte Überarbeitung 
der Fremdengesetze notwendig – unter Ein-
bindung aller relevanten AkteurInnen –, um 
eine rechtlich korrekte und menschlich und 
demokratiepolitisch vertretbare Regulierung 
der Einwanderung zu erreichen.  
 
 

Ljiljana Zlatojevic, Helping Hands 
 
 
 
 
 
 

Aktuelle Situation in der 
Schubhaft Salzburg 
 

 
 
 

2006 wurde der Diakonie Flüchtlingsdienst 
in Salzburg neben dem Projekt der Schub-
haftbetreuung1 mit der Durchführung des 
Projektes „Rückkehrberatung in der Schub-
haft“2 beauftragt, welches im Mai gestartet 
ist und Personen unterstützt, die nach Hause 
rückkehren wollen. Unser Projekt „Kunstthe-
rapie in der Schubhaft“3 wird weiterhin, trotz 
                                                           

                                                                 

1 Schubhaftbetreuung Salzburg wird durch das 
Bundesministerium für Inneres, Land und 
Stadt Salzburg mitgefördert. Ca. 20% des 
Budgets werden durch die Spenden gedeckt. 

2 Rückkehrberatung wird vom Bundesministerium 
für Inneres und Europäischem Flüchtlingsfond 
gefördert. 

3 Die Kosten für Materialien werden durch die 
BPD Salzburg übernommen, die Personalkos-
ten werden nach wie vor durch den Diakonie 
Flüchtlingsdienst aus den Spenden finanziert. 
„Kunsttherapie in der Schubhaft“ und die da-
raus entstandene Weltausstellung, die immer 
wieder der Öffentlichkeit präsentiert wird, haben 

ausbleibender öffentlicher Subventionen, in 
der Schubhaft durchgeführt und trägt viel 
zur Entlastung der Situation bei.  

Seit August 2006 entspannte sich die Si-
tuation in der Schubhaft Salzburg allmäh-
lich, indem die durchschnittliche Belegung 
von über 100 Personen auf 70 bis 40 zu-
rückging. Entspannend wirkte sich auch die 
so genannte Offene Station aus, welche im 
Juli 2006 in Betrieb genommen wurde: Hier 
werden bis zu 40 verhaltensunauffällige 
Männer angehalten, die dorthin nach einer 
Beobachtungszeit von zwei Wochen verlegt 
werden. In einem abgesperrten Bereich 
werden die Zellen zwischen acht und 17 Uhr 
offen gehalten. Die Menschen haben wäh-
rend dieser Zeit die Möglichkeit, Spiele zu 
spielen, fernzusehen, zu duschen, zu telefo-

 
am 1. Mai die SozialMarie 2007, Anerkennungs-
preis für innovative Sozialprojekte, bekommen. 
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nieren, sich Kaffee oder Tee zu kochen und 
sich frei zu bewegen. Dieses Jahr war die 
Offene Station mit durchschnittlich zwölf bis 
20 Personen belegt. 

Der Großteil der Männer und alle Frauen 
sind nach wie vor im geschlossenen Voll-
zug, d.h. bis zu 23 Stunden am Tag in einer 
Zelle ohne Stromzugang eingesperrt. Sie 
dürfen nur ein- bis zweimal in der Woche 
duschen und nur während des Hofgangs 
telefonieren. 

Viele Menschen leiden in der Schubhaft 
an der Ungewissheit, wann was mit ihnen 
passiert, und daran, dass sie die Unverhält-
nismäßigkeit der Haft nicht nachvollziehen 
können. Laut dem Fremdengesetz können 
die Menschen bis zu zehn Monate (die Haft-
prüfung erfolgt erst nach sechsmonatigem 
Aufenthalt) in einem Gefängnis eingesperrt 
werden, wo die Bedingungen teilweise 
schlechter als im Strafvollzug sind.  

Das Eingesperrtsein und die ungewisse 
Zukunft lassen viele KlientInnen in der 
Schubhaft verzweifeln: Bei den Personen, 
die längere Zeit hier verbringen, kann man 
die allmähliche Zunahme der psychischen 
(Depressionen, Schlaflosigkeit) und körper-
lichen Beschwerden (Gastritis/Kopfschmer-
zen) beobachten. Wir werden öfters mit Ver-
zweiflungstaten wie Hungerstreik und Selbst-
verletzungen konfrontiert. 

Notwendig wäre (in allen Schubhaften) 
eine institutionalisierte Seelsorge, vergleich-
bar mit der Seelsorge in den Justizanstal-
ten. Die seelsorgerische Betreuung in Salz-
burg basiert auf dem ehrenamtlichen En-
gagement einiger christlicher Seelsorger 
(katholisch, evangelisch und Baptistenge-
meinde). Es gibt einen Bedarf an seelsorge-
rischer Betreuung der muslimischen Klient-
Innen. 

 
Weitere Problemfelder in der Schubhaft 
Salzburg 2007: 

Es werden nach wie vor viel zu viele Asyl-
werberInnen (ca. 60%), auch aus Krisenge-
bieten wie Tschetschenien und Irak, viel zu 
lange (durchschnittlich 41,5 Tage) in der 
Schubhaft angehalten. (Letztes Jahr sind 
fünf Personen nach fast sechsmonatigem 
Schubhaftaufenthalt entlassen worden: einer 
von ihnen mit einem positiven Asylbescheid 
– er hat sein ganzes Asylverfahren in der 
Schubhaft verbracht.) Meistens wird ohne 
eindeutige Hinweise (Eurodac-Treffer, Visa) 
geprüft, welches EU-Land für das 
Asylverfahren zuständig ist.  
 

Dieses Jahr wurde ein mongolisches 
Ehepaar nach über viermonatiger 

getrennter Anhaltung, erst nachdem es einen 
Nervenzusammenbruch erlitt, entlassen. 
 

2007 haben wir zwei schwangere 
Frauen betreut, die mit Ehemännern 

(aber getrennt) in der Schubhaft waren: Eine 
von ihnen war eine im fünften Monat schwan-
gere Tschetschenin. Mindestens fünf weitere 
Ehepaare wurden getrennt in der Schubhaft, 
teilweise über vier Monate, angehalten. 
 

Dieses Jahr ist ein mit einer Österrei-
cherin verheirateter Afrikaner zwecks 

Abschiebung nach Wien überstellt worden. 
 

Schubhaft wird für psychisch Kranke und 
Traumatisierte aufrechterhalten. Dieses Jahr 
haben wir mindestens zehn solcher Personen 
betreut – aus Tschetschenien, Irak und Ser-
bien. 

 
Das erste Halbjahr 07 waren neun unbeglei-
tete Minderjährige in der Schubhaft. Positiv 
hervorzuheben ist, dass dieses Jahr die 
Salzburger Fremdenbehörden nach unserer 
Intervention das gelindere Mittel anordnen 
und somit für die meisten Minderjährigen die 
Schubhaftdauer kurz ist.  
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Trotz verkürzter Schubhaftdauer wa-
ren zwei Minderjährige fast vier Mo-

nate (zuständig war eine Fremdenbehörde 
aus Tirol) in der Schubhaft.  

Die durchschnittliche Schubhaftdauer bei 
den Minderjährigen ist deshalb sogar höher 
als bei Erwachsenen. 

 
Es wird nicht jedem Wunsch nach Rückkehr 
seitens der Fremdenbehörden zugestimmt, 
obwohl die Rückkehrberatung sowohl die 
Schubhaftdauer verkürzt als auch sich posi-
tiv auf die Situation der Betroffenen auswirkt. 
 
Diakonie Flüchtlingsdienst unterstützt die For-
derungen der Schubhaftkampagne 2007, wei-
tere Infos unter www.fluchtistkeinverbrechen.at: 
 
• keine Schubhaft für AsylwerberInnen; 
• jedenfalls keine Schubhaft für Asylwer-

berInnen während der Prüfung, welches 
Land für das Asylverfahren zuständig ist 
(„Dublin-Verfahren“); 

• jedenfalls keine Schubhaft für Personen 
mit besonderen Bedürfnissen (Minder-
jährige, Traumatisierte, Schwangere, Alte, 
Kranke, Menschen mit Behinderung); 

• unverzügliche Information über die Haft-
gründe und Rechte von Schubhäftlingen 
unter Beiziehung von qualifizierten Dol-
metscherInnen; 

• kostenlose unabhängige Rechtsberatung 
innerhalb von 24 Stunden; 

• umgehende und regelmäßige automati-
sche gerichtliche Haftprüfung samt Haft-
verhandlung mit Möglichkeit der Verfah-
renshilfe; 

• alternative Anhalteformen zur Schubhaft; 
• Schubhäftlinge brauchen Tagesstruktur, 

Beschäftigungsangebote, allgemeines 
Besuchsrecht und die Möglichkeit auf 
freie Religionsausübung; 

• Schubhäftlinge brauchen sprachlich 
kompetente und behördenunabhängige 
medizinische Betreuung; 

• zentrale Erfassung der Schubhäftlinge in 
einer Datenbank; 

• Datenweitergabe an Schubhaftbetreu-
ungsorganisationen; 

• transparente Statistiken. 
 
 
 

Daiva Döring, Diakonie Flüchtlingsdienst 
 
 
 

Die Wohnsituation in ei-
nem Flüchtlingsquartier –  
Interview mit einem Asylwerber 
 

 
 
 
 
 

Das Interview wurde am 6. Juni 2007 von 
Ursula Liebing und Angelika Reichl geführt. 
Der Interviewpartner ist Asylwerber, männ-
lich, 33 Jahre alt. 
 
I: Wie lange bist du schon in Österreich? 
 
AW: In Österreich bin ich seit mehr als ei-
nem Jahr. Seit März 2006, zuerst in Trais-

kirchen, dann in Thalham und dann in Neu-
markt.  
 
I: In Thalham ist die Entscheidung getroffen 
worden, dass du nach Neumarkt kommst? 
 
AW: Ja, dort habe ich die weiße Karte be-
kommen, und sie haben mir gesagt, du wirst 
ein anderes Interview bekommen, das wird 
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im Bundesasylamt entschieden werden. Mit 
dieser Karte kannst du in ganz Österreich 
reisen, aber nicht aus Österreich raus. (...) 
Sie haben auch gesagt, dass ich arbeiten 
darf, und ich dachte mir, dass ich mit dieser 
Karte auch arbeiten kann. Und als ich nach 
Neumarkt gekommen bin, bin ich auch zum 
Arbeitsmarktservice gegangen. Und da ha-
ben sie gesagt: „Es geht um Saisonarbeit, 
du musst selber die Arbeit finden, und wenn 
die Arbeit gefunden ist, dann muss dein Ar-
beitgeber uns anrufen, und wenn die Arbeit 
für österreichische Leute nicht geeignet ist 
und zweitens für die Menschen aus der Eu-
ropäischen Union und drittens für die, die 
schon Asyl haben und schon länger hier 
sind, also wenn sie die Arbeit nicht brau-
chen, dann kannst du sie bekommen. Das 
geht nur dann, wenn es eine Arbeit im Gast-
gewerbe gibt, dann kannst du die Arbeit ma-
chen.“ Ich habe gesagt, danke schön, das 
war eine gute Information.  
 
I: Wie lange hast du in Neumarkt gewohnt? 
 
AW: Ungefähr sechs Monate, also norma-
lerweise muss man sechs Monate im Heim 
wohnen und kann dann privat gehen. Und 
man muss auch das Interview gemacht ha-
ben, das zweite Interview, dann darfst du 
privat gehen. (...) 

Als sie mich nach Neumarkt schicken 
wollten [in Thalham], haben sie gesagt, 
wenn du mit diesem Ort nicht zufrieden bist, 
kannst du uns das sagen. Sie haben ge-
sagt, es ist in der Nähe von Salzburg, und 
es ist ein gutes Heim. Es gibt dort einzelne 
Zimmer, es ist viel besser als hier. Da hab’ 
ich mich gefreut.  

Es ist dann sehr schnell gegangen, dann 
bin ich nach Neumarkt gekommen. Dort 
kam ein Mann aus Pakistan aus dem Haus 
heraus, und ... dann hat er mich ins Zimmer 
geführt. Es war ein Zimmer mit vier Betten, 

drei Leute waren schon da. Sie haben ge-
rade geschlafen, denn es war noch früh. 
Und er hat gesagt: „Das ist dein Bett“, ein 
zweistöckiges Bett, mein Bett war oben. 
Und ich habe gefragt: „Wo ist mein 
Schrank?“, und er hat gesagt: „Du kannst mit 
den Kollegen reden, vielleicht, dass sie dir 
einen Platz im Schrank geben.“ OK, dann 
habe ich alle meine Sachen auf das Bett ge-
legt. Und ich habe gesagt, ich dachte es 
seien Einzelzimmer, und hier leben vier Leute 
im Zimmer, und da war ich sehr traurig. 

[In Neumarkt] war es für mich sehr lang-
weilig, weil ich dachte, eigentlich gibt es hier 
viele Möglichkeiten für Flüchtlinge, sich zu 
beschäftigen. Ich dachte, vielleicht gibt es 
eine Sporthalle oder einen Deutschkurs, den 
man besuchen kann. Aber es gab keine, 
und die Leute haben mir gesagt, es kommt 
zweimal im Monat ein Caritas-Betreuer, wenn 
man irgendeine Frage hat, dann kann man 
ihn fragen. Dann habe ich auf ihn gewartet. 
Und als er gekommen ist, habe ich gefragt, 
was sollen wir hier machen, wir können ja 
nichts machen. Wir können nur essen oder 
trinken, und das Essen ist auch nicht gut. 
Von Anfang an hab’ ich das gemerkt, dass 
das Essen sehr schlecht war. Und die ande-
ren Sachen, ich will ja in die Schule gehen, 
einen Kurs besuchen oder Sport machen. 
Aber es gibt ja keine Möglichkeit. Und dann 
hat er gesagt: „Ja, das ist Österreich.“ Ich 
habe gesagt: „Ja, ich weiß, es ist ein ande-
res Land, aber man kann ja etwas ändern. 
Es gibt Plätze, aber man kann etwas für die 
Flüchtlinge ändern.“ Dann hat er gesagt: 
„Ja, das geht leider nicht.“ 

Und dann habe ich erfahren, von den an-
deren Flüchtlingen, dass es viele Probleme 
hier gibt. Und es ist immer so, dass die Leute 
sich beschweren, aber niemand hört auf sie.  

Es gab eine iranische Familie mit Kin-
dern, und sie haben erstmal Probleme mit 
der Wäsche gehabt. Sie wollten nicht, dass 
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ihre Wäsche zusammen mit der Wäsche 
von anderen Leuten gewaschen wird, weil 
die Leute vielleicht auch Hautkrankheiten 
hatten, und sie haben gedacht, dass sie 
vielleicht angesteckt werden. Und das woll-
ten sie nicht und die Kinder auch nicht.  

Sie wollten auch für die Kinder vor der 
Schule etwas Warmes zum Frühstück 
kochen. Man durfte auch keinen Wasser-
kocher auf dem Zimmer haben, weil die 
Chefin es verboten hat. Die Küche war um 
sieben Uhr geschlossen, sie wurde erst um 
acht Uhr geöffnet, und sie haben deshalb 
immer mit der Chefin Streit gehabt. Dann 
hat die Chefin zu ihnen gesagt: „Wenn ihr 
hier nicht zufrieden seid, bitte gehen Sie in 
den Iran. Warum sind Sie nach Österreich 
gekommen, hier ist das eben so.“ Und dann 
haben sie das zur Caritas gesagt, und die 
Caritas konnte ihnen auch nicht helfen. 

 
I: Aber Kinder brauchen doch ein Frühstück 
vor der Schule.  
 
AW: Der Caritas-Mitarbeiter hat gesagt, er 
wird mit der Chefin darüber reden, aber er 
konnte eigentlich nichts ändern. Die Chefin 
hat das so gesagt, und das hat er wieder zu 
uns gesagt.  

Und die Sache mit dem Reinigen, mit 
dem Putzen: Eigentlich in den Flüchtlings-
quartieren, wenn man putzt, wird man auch 
bezahlt. Also die Landesregierung bezahlt 
die Quartiergeber für alles, auch für das 
Putzen, und wenn der Quartiergeber uns 
unterbringt, muss er alles selber machen. 
Dann hat die Chefin eine Liste gemacht, wir 
mussten selber den Boden putzen, auch die 
Toiletten und die Waschräume und auch 
den Korridor, ohne Bezahlung, und wir ha-
ben mehrmals mit der Caritas darüber dis-
kutiert und die Caritas hat gesagt, das ist 
eben so. Im Land Salzburg ist das so, dass 
man nicht bezahlt wird, und die Chefin hat 

das bestimmt und ihr müsst das machen. 
Aber es hat auch kein richtiges Reinigungs-
mittel gegeben, für das Putzen, und dann 
haben wir auch nach Putzmittel gefragt und 
die Chefin war auch wieder sauer. Und hat 
gesagt, was wir haben, ist das, und damit 
müsst ihr putzen. Das habe ich mehrmals 
mit ihr diskutiert.  

Wir konnten auch nicht das Essen ins 
Zimmer mitnehmen, wir mussten alle dort, 
wo der Speisesaal ist, essen. Die Tische 
und auch das Besteck und die Teller waren 
so alt und angeschlagen, und öfter waren 
sie auch nicht gut sauber. Das Essen war 
nur nach dem Geschmack der pakistani-
schen Leute. Sie haben bestimmt, wie das 
gemacht wird. 

 
I: Haben sie in der Küche gearbeitet? 
 
AW: Ja, sie haben in der Küche gearbeitet. 
 
I: Waren das auch Asylwerber? 
 
AW: Ja, da gab es zwei pakistanische Leute, 
die waren auch Asylwerber, aber sie waren 
von dieser Chefin dort angestellt, sie haben 
schwarz gearbeitet. Und die Leute waren 
mit diesen Leuten nicht zufrieden, weil sie 
nicht freundlich waren, nicht sauber. Ein 
Problem war, dass das Essen nicht gut war, 
das andere Problem war der Umgang mit 
den Leuten, sie sind nicht mit den Leuten 
freundlich gewesen. 

Das zweite Problem, das im Leben dort 
viele Leute gestört hat, war, dass nicht alle 
Leute gleich behandelt wurden. Einige 
Leute, die mit der Chefin ein bisschen gute 
Beziehungen hatten, oder mehr für sie ar-
beiteten irgendwie ... die Chefin hat nur mit 
ihnen gut geredet und mit Respekt. Die an-
deren Leute waren für sie nicht wie richtige 
Menschen, sie hat gedacht, die anderen 
sind nicht wie die normalen Menschen.  
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I.: Und dann gab es auch einmal mit Alkohol 
etwas? 
 
AW.: Ja, die Chefin hat selber einige Regeln 
gehabt, die alle einhalten mussten, aber die 
Regeln waren nur für die, die mit der Chefin 
nicht gut waren, für die anderen nicht. Ich 
habe öfter gesehen, wie die Leute, die für 
die Chefin gearbeitet haben, sie haben im-
mer, jeden Tag, Alkohol getrunken im Zim-
mer. Und waren öfter betrunken, aber die 
Chefin hat nie gefragt, warum sie betrunken 
waren, und hat nie etwas dazu gesagt.  
Aber im Gegensatz dazu, einmal hat ein 
afghanischer Mann Alkohol getrunken, und 
er war auch nicht so betrunken, dass er 
irgendetwas kaputt gemacht hat oder ein 
Problem gemacht hat, und er war nur ein 
bisschen zu spät zum Abendessen, es 
waren noch zehn Minuten bis zum Ende der 
Essenszeit, aber die Chefin hat (...) sich ge-
weigert, ihm Essen zu geben. Da war er 
sauer und hat gesagt, das ist mein Recht zu 
essen, und du sollst mir Essen geben, aber 
sie hat ihm nichts gegeben. Und dann hat er 
keine andere Wahl gehabt und hat dann 
den Teller auf den Boden geschmissen und 
(...) Geschirr zerschlagen, und dann hat die 
Chefin die Polizei angerufen und nach 
einigen Minuten ist die Polizei gekommen 
und der Mann wollte mit der Polizei reden, 
warum er das gemacht hat, und warum die 
Chefin die Polizei gerufen hat, aber die Poli-
zei hat nicht auf ihn gehört. Das waren zwei 
sehr große und starke Menschen, und der 
Mann wollte nicht mit ihnen gehen, dann 
haben sie ihn auf den Boden flach gelegt, 
auch mit Gewalt, ich habe das gesehen, 
und dann sind auch die anderen Flüchtlinge 
gekommen und haben gesagt, wenn sie 
diesen Mann von hier jetzt mitnehmen, dann 
gehen wir auch von diesem Haus weg. 

(...) die Chefin hat gesagt, dieser Mann 
darf hier im Quartier nicht mehr bleiben, und 

dann haben die Polizisten ihn zur Polizei-
stelle gebracht und wollten ihn nach zwei 
oder drei Stunden frei lassen, aber er wollte 
nicht gehen, weil er ja keinen Platz hatte 
zum Schlafen. Er durfte nicht ins Heim kom-
men und hatte auch keinen anderen Platz. 
Und dann hat er zur Polizei gesagt, dass er 
keinen Platz hatte und dort bleiben musste 
(...) und so ist er bei der Polizei geblieben 
für diese Nacht. 

Das war der Unterschied zwischen den 
Leuten, sie sind verschieden behandelt wor-
den. Ich habe das auch einmal zur Landes-
regierung gesagt, als sie zusammen mit der 
Caritas gekommen sind, aber es wurde 
nichts geändert. Die Caritas hat auch ge-
sagt, dass es vielleicht möglich wäre, dass 
jeden Tag zwei der normalen Flüchtlinge 
das Essen verteilen könnten und das wäre 
besser. Und da hat sie [die Chefin] gesagt, 
das macht sie, aber das ist auch nicht 
gemacht worden, alles ist weiter gelaufen. 
Nichts hat sich geändert. Und dann haben 
wir gesagt, was ist los hier ... alle wissen, 
wie es hier läuft, aber sie machen nichts. 

 
I: Und was findest du am schwierigsten, jetzt, 
wo du nicht mehr in Neumarkt wohnst, wo du 
privat wohnst? Was findest du am schwie-
rigsten am Flüchtlingsleben in Österreich? 
 
AW: Ja also, das erste Problem, das man 
im Flüchtlingsheim erlebt, das ist ganz 
schwierig. Und dann gibt es auch eine 
Möglichkeit, dass man privat geht, und dann 
kommt das zweite Problem, Wohnung zu 
suchen. Das ist nicht leicht, dass man eine 
Wohnung findet, man muss lang warten, 
und außerdem, es gibt sehr geringe Chan-
cen für die Flüchtlinge, eine Wohnung zu 
bekommen. Es müssen zwei oder drei 
Leute miteinander eine Wohnung mieten 
und außerdem, wenn sie wirklich eine Woh-
nung finden, dann fragt der Vermieter, ob 
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sie ein Einkommen bekommen, ob sie ar-
beiten oder nicht – wie kann er sicher sein, 
dass sie auch die Miete zahlen? Meistens 
sagen die Vermieter nein, das geht nicht. 
Sie geben den Flüchtlingen keine Wohnung. 

Und das nächste Problem ist das Geld, 
das die Flüchtlinge bekommen, das ist sehr 
wenig, 290 Euro im Monat für die Wohnung, 
das Essen und alles andere, das ist das 
Geld, das man hat. Natürlich braucht man 
auch mehr Geld, um zu leben, und also ha-
ben die Flüchtlinge keine andere Möglich-
keit, als schwarz zu arbeiten. Wenn sie jetzt 
schwarz arbeiten und dann vom AMS oder 
einer anderen Behörde erwischt werden, 
gibt es Probleme. Da wird dann das Geld 
von der Caritas nicht gezahlt, wenn sie 
schwarz gearbeitet haben, und wenn sie 
nicht schwarz arbeiten, können sie nicht mit 
dem Geld leben.  

Das ist das große Problem im Leben der 
Flüchtlinge. Aus diesem Grund wäre es eine 
sehr vernünftige Entscheidung, dass die 
Flüchtlinge nach einigen Monaten eine Ar-
beitserlaubnis bekommen, dann brauchen 
sie auch nicht das Caritas-Geld und sie dür-
fen auch offiziell arbeiten und auch Steuer 
an den Staat zahlen. Dann sind sie nicht 
mehr die faulen Leute, wie die Österreicher 
denken, sie können auch arbeiten.  

 
I: Eine Arbeitserlaubnis ist für Flüchtlinge 
sehr wichtig? 
 
AW: Ja, wenn man die Arbeitserlaubnis 
nach drei Monaten bekommt, das ist eine 
sehr gute Sache. Dann haben die Flücht-
linge auch die Möglichkeit, sich mit der Ar-
beit zu beschäftigen. Wenn auch die Warte-
zeit, bis sich das Asylverfahren entscheidet, 
ein bisschen länger dauert, dann macht das 
nicht so viel aus wie ohne Arbeit. 

Die andere wichtige Sache ist für die 
Flüchtlinge, eine Deutschkursmöglichkeit zu 

bekommen. Aber es geht ja leider nicht, 
dass sie in den Deutschkurs gehen können. 
Es gibt nur ab und zu einige Kurse, die nur 
einmal in der Woche Deutsch gratis anbie-
ten, aber nur für eine Stunde oder zwei 
Stunden. Und das ist nicht genug. Es wäre 
sehr nützlich für die Flüchtlinge, einen 
intensiven Deutschkurs zu haben. Das hilft 
auch, die Sprache zu lernen, auch für die 
Integration. Um sich auch mit österreichi-
schen Leuten zu unterhalten. Das hilft auf 
jeden Fall, damit sie hier leben können.  

Also, ich kenne auch Leute, die gar kein 
Wort Deutsch können. Und die haben über-
all Probleme. Wenn sie krank sind und ins 
Krankenhaus oder zum Arzt gehen, können 
sie ihre Probleme oder die Krankheit dem 
Arzt nicht beschreiben. Dann brauchen sie 
einen Dolmetscher, aber es gibt meistens 
keinen. Das ist schwer, ja.  

Auch bei vielen anderen Sachen, für ihr 
Asylverfahren, oder irgendein Problem, um 
es zu lösen, sie brauchen ja Deutsch. 

 
I: Für die Arbeit auch, oder? 
 
AW: Ja, für die Arbeit, wenn sie ... Also, die 
Leute, die Asyl kriegen, haben meistens 
keine Deutschkenntnisse. Sie können nicht 
arbeiten, obwohl sie eine Arbeitserlaubnis 
haben, haben sie keine Deutschkenntnisse. 
Dann müssen sie wieder Deutsch lernen, und 
das dauert, es ist auch eine Verzögerung, 
um eine Arbeit zu bekommen. Sie müssen 
noch einmal durch Sozialhilfe versorgt wer-
den. Ja, das finde ich wichtig mit dem 
Deutschkurs. Wenn man keine Arbeit hat 
oder keine Möglichkeit zum Studium oder 
die Sprache nicht kennt, das ist schwierig.  
 
I: Was würdest du dir am meisten wünschen?  
 
AW: Mir persönlich, ich würde mir wün-
schen, dass ich in Sicherheit und in Freiheit 
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lebe und auch als ein Mensch betrachtet 
werde, wie die anderen Menschen. Dass 
zwischen mir und den anderen Menschen in 
Österreich kein Unterschied ist, dass sie 
zum Beispiel nicht sagen: „Oh, du bist Aus-
länder und gehörst nicht zu uns.“ Und dass 
ich die Chance bekommen kann, mich in die 

österreichische Gesellschaft zu integrieren 
und meinen Beitrag für die Gesellschaft leis-
ten kann. Das würde ich mir wünschen. 
 
 

Ursula Liebing / Angelika Reichl, 
 Projekt FluEQUAL 

 
 
 
 

Unterkunft organisieren 
– aber wie? 
 
Ca. 570 AsylwerberInnen leben im Bundes-
land Salzburg in 19 so genannten „organi-
sierten Quartieren“, d.h. in einer von einem 
gewerblichen Betreiber (GastwirtInnen) oder 
von einer NGO (Caritas und SOS-Kinder-
dorf) betriebenen Gemeinschaftsunterkunft. 

Wie heimisch sie sich dort fühlen, kann 
von den BetreiberInnen bis zu einem gewis-
sen Grad beeinflusst werden. Es wird immer 
ein „Rest“ bleiben, der auch in der bestmög-
lichen Form einer Gemeinschaftsunterbrin-
gung nicht erreicht wird: Einerseits ist die 
Unterbringung in organisierten Quartieren 
immer eine Form, die Menschen, die selb-
ständig leben wollen und können, nicht ge-
recht wird; und andererseits beeinflussen 
Umstände außerhalb des Einflussbereichs 
von QuartiergeberInnen (Stand und Dauer 
des Asylverfahrens, Quartier nicht selbst ge-
wählt, Fluchtgeschichte, Traumatisierung 
…) die Zufriedenheit mit der Unterbrin-
gungssituation. 

Es bleiben aber genügend Faktoren, um die 
Unterbringung von AsylwerberInnen „unter 
Achtung der Menschenwürde und Wahrung 
der Familieneinheit“ – wie es im Grundversor-
gungsgesetz heißt – zu organisieren. Vier von 
ihnen sollen hier herausgegriffen werden: 
 

1) Integration 
Und zwar nicht die Integration der Asyl-
werberInnen, sondern die Integration 
des/der BetreiberIn in die Ortschaft und 
die nähere Umgebung. Wenn die Betrei-
berInnen eines Quartiers in ihrer Heimat-
gemeinde nicht ins örtliche Leben inte-
griert sind oder es Konflikte und Reibun-
gen mit Nachbarn oder der Gemeinde 
gibt, dann können die BewohnerInnen 
hier zum Spielball werden. 

2) Räume zum Leben  
Menschen leben nicht nur in ihren Zim-
mern oder Garconnieren. Auch wenn die 
Ausstattung dieses unmittelbaren Wohn-
bereichs noch so gut ist, birgt ein Quar-
tier ohne weitere Freiräume für die Be-
wohnerInnen Konflikt- und Unzufrieden-
heitspotential. Teil eines Quartiers sind 
Gemeinschaftsräume, Rückzugsmöglich-
keiten und Freiflächen, die die Bewoh-
nerInnen in einem gegebenen Rahmen 
auch gestalten und nach ihren Vorstel-
lungen nutzen können. Dazu gehört auch, 
dass diese Gestaltung und das Nutzen 
bei unterschiedlichen Interessen in fairer 
Weise ausverhandelt (und auch ausge-
stritten) werden kann.  
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3) Kulturelles Wissen und Einfühlungsver-

mögen von QuartierbetreiberInnen und 
deren MitarbeiterInnen  
In der touristischen Beherbergung von 
Gästen ist es ein Qualitätsstandard, dass 
die MitarbeiterInnen – neben (nicht unbe-
dingt muttersprachlichen) Fremdspra-
chenkenntnissen – auch die kulturellen 
Hintergründe ihrer Gäste kennen und 
entsprechend geschult werden. Unter-
schiedliche Tagesrhythmen, religiöse 
Rücksichtnahmen, andere Familienstruk-
turen usw. werden in Angeboten berück-
sichtigt. Dies muss auch in der Unterbrin-
gung von AsylwerberInnen zur Selbstver-
ständlichkeit werden.  
 

4) Transparente Informationen  
Unklare Informationen fördern Unzufrie-
denheit: Diese Binsenweisheit trifft auch 
auf AsylwerberInnen zu, die mit einem 
für sie neuen Rechts- und Gesellschafts-
system und den neuen Regelungen in 
einer Gemeinschaftsunterkunft konfron-
tiert sind. Umso wichtiger ist hier eine 
transparente und verständliche Informa-
tion durch QuartierbetreiberInnen und 
Sozialbetreuung, die aufeinander abge-

stimmt ist und sich nicht widersprechen 
darf. Dafür braucht es fixe Orte und Zei-
ten, die den BewohnerInnen bekannt 
sind. Das reicht vom gut betreuten 
„schwarzen Brett“ über BewohnerInnen-
versammlungen hin zu einem geschütz-
ten Raum für Beratungs- und Betreu-
ungsgespräche und zu der Zeit, die sich 
die involvierten Personengruppen für 
diese Information nehmen müssen. 

 
Ich weiß nicht, ob diese Bereiche das „Mehr“ 
sind, das über grundsätzliche Standards der 
Verpflegung, Sanitärausstattung, Zimmer-
standards, Infrastrukturanbindung hinaus-
geht, oder ob es die Basis ist, die den einen 
oder anderen Nachteil bei den Grundstan-
dards ertrag- und lebbar macht. Was ich 
aber mit Sicherheit aus der eigenen Erfah-
rung als Quartiergeber weiß: Diese Punkte 
sind – auch bei gutem Willen – keine Selbst-
verständlichkeit, sondern Bereiche, um die 
sich QuartierbetreiberInnen immer wieder 
neu bemühen müssen und die neben dem 
Alltagsgeschäft nicht untergehen dürfen. 
 
 

Gerhard Feichtner, Caritas Salzburg 
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2.) Integration/Migration 
in Salzburg 

 
 
 

Integration in der Stadt 
Salzburg  
 

 
 
 

Frühjahr 2006: Das Integrationskonzept der 
Stadt Salzburg wird im Gemeinderat mit der 
Stimmen der SPÖ und der Bürgerliste zur 
Kenntnis genommen. Damit ist der Start-
schuss für die Umsetzungsphase gefallen. 

Im Herbst 2006 beginne ich die Arbeit als 
Integrationsbeauftragte für die Stadt Salz-
burg. Die Arbeit in den ersten Monaten ist 
bestimmt durch den Aufbau intensiver Kon-
takte zu den verschiedensten Einrichtungen, 
Initiativen und Institutionen. Diese müssen 
nicht vordergründig mit dem Thema Integra-
tion befasst sein. Besonders wichtig ist mir, 
diese Einrichtungen vor Ort kennenzuler-
nen. Wobei klar ist, dass noch viele weitere 
Gespräche folgen müssen, um annähernd 
alle Einrichtungen und Projekte kennenzu-
lernen und die Chance zu nutzen, diese für 
Integrationsarbeit zu sensibilisieren. 

Es kristallisieren sich bei diesen Gesprä-
chen die vorrangigen Maßnahmen des Inte-
grationskonzeptes heraus. 

Besonderes Augenmerk muss auf fol-
gende Punkte gelegt werden: 
 
• Deutsch als wichtigster Schlüssel für die 

Teilhabe an der österreichischen Gesell-
schaft; 

• Frühförderung von Kindern mit Migra-
tionshintergrund, um Chancengleichheit 
herzustellen; 

• Breite Information für alle MigrantInnen, 
insbesondere aber für die Ersteinreisen-
den, zum Leben in der Stadt Salzburg. 

 
Dazu kommt eine umfangreiche Beratungs-
tätigkeit des Integrationsbüros. Schon in 
den ersten Tagen kommen konkrete Anlie-
gen und Fragen von Einzelpersonen und In-
stitutionen zu verschiedensten Themen. Bis 
Dezember 2006 kann in knapp 200 Fällen 
persönlich, telefonisch und per Email Aus-
kunft gegeben und weitergeholfen werden.  

Das Spektrum der Anliegen reicht unter an-
derem von Problemen mit dem Aufenthalt, 
Fragen zur Staatsbürgerschaft, Asylangele-
genheiten, Nachbarschaftskonflikten, Weiter-
bildung, Sprachproblemen bis zur Integra-
tionsvereinbarung 2006.  

Das Integrationsbüro hat auch die Auf-
gabe, durch gezielte Öffentlichkeitsarbeit 
MigrantInnen als Chance für die Stadt Salz-
burg zu erkennen und das Bild von „Auslän-
derInnen als Problem“  zurechtzurücken.  

Für das Jahr 2007 sind drei größere Pro-
jekte geplant, die sich an die Zielgruppen 
Ersteinreisende, Kinder mit Migrationshin-
tergrund und Frauen wenden. 
 
 

Anja Hagenauer, Integrationsbüro 
 der Stadt Salzburg 
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Integration als 
Landesaufgabe 
 

 
 

Im Frühsommer 2007 wurde angekündigt, 
dass im Land Salzburg die Stelle eines/r 
„Integrationsbeauftragten“ eingerichtet wer-
den soll. Die Plattform für Menschenrechte 
betrachtet diese Entwicklung als einen wich-
tigen Schritt und hat aus diesem Anlass 
Frau Landesrätin Erika Scharer um nähere 
Informationen zu der geplanten Stelle bzw. 
zu den geplanten Integrationsvorhaben des 
Landes gebeten. Dabei ging es zunächst 
um folgende Fragen:  
 
1. Welche konzeptuellen Überlegungen 

liegen der geplanten Stelle zugrunde und 
sind diese Überlegungen öffentlich 
zugänglich? 

2. Welche Aktivitäten und Maßnahmen sind 
geplant, welche inhaltlichen und/oder 
regionalen Schwerpunktsetzungen 
werden vorgenommen?  

3. Gibt es bereits Vorüberlegungen oder 
Entscheidungen zum budgetären 
Rahmen für integrationsfördernde 
Maßnahmen?  

4. In welchem Ressort werden die/der 
geplante Posten angesiedelt?  

5. Wie wird der Dialog mit der Zivilgesell-
schaft bzw. den in diesem Bereich täti-
gen NGOs stattfinden bzw. gefördert 
werden?  

6. Wie wird die im März 2006 diskutierte 
Empfehlung eines ressortübergreifenden 
Integrationsbeirates für das Land Salz-
burg weiterverfolgt? 

 
Landesrätin Erika Scharer hat hierzu fol-
gende Stellungnahme abgegeben:  
 
1) Basis der Überlegungen ist die Über-
nahme der so genannten Grundversorgung 

von Asylwerbern im Rahmen einer 15-a-
Vereinbarung zwischen Bund und Ländern 
durch das Land Salzburg im Jahr 2004. 
Nachdem damals die Aufgabe der Unter-
bringung und „Grundversorgung“ (Lebens-
erhaltung, medizinische Versorgung) vom 
Land übernommen wurde, hat Salzburg sei-
nen Teil bei der Unterbringung von Asylwer-
bern erfüllt und gleichzeitig auch für eine 
Verbesserung der Standards gesorgt (klei-
nere Quartiere als Bundesstandard, dichtere 
Betreuung durch Flüchtlingshelfer der Cari-
tas etc.). Bereits kurz nach Übernahme die-
ser Verantwortung wurde klar, dass es allein 
mit dieser Leistung nicht getan ist. Um Pro-
blemen vor Ort und in der Folge bei der In-
tegration (im Falle eines positiv erledigten 
Asylansuchens) vorzubeugen, hat sich das 
Land entschlossen, eine ganze Reihe zu-
sätzlicher Maßnahmen zu fördern (Deutsch-
kurse, Beschäftigungsprojekte, Qualifizie-
rungsmaßnahmen, kulturelle Veranstaltun-
gen), obwohl dies nicht im engeren Aufga-
benbereich des Landes lag.  

Diese Maßnahmen und die Notwendig-
keit, in Fragen der Integration immer wieder 
mit anderen Stellen (Schule, Kindergarten 
etc.) kooperieren zu müssen, ließ landes-
intern die Erkenntnis reifen, dass Integration 
nicht Angelegenheit des bisher damit be-
fassten Sozialressorts allein sein kann. Aus 
diesem Grund wurde ein „Gesamtintegra-
tionskonzept“ des Landes für Asylwerber 
entwickelt, das Ressort übergreifend alle 
Agenden des Landes zusammenfasst. Darin 
wurde auch die Stelle einer/s Integrations-
beauftragen des Landes entworfen und be-
schrieben. Das „Gesamtintegrationskonzept“ 
wurde von der Salzburger Landesregierung 
beschlossen und befindet sich gegenwärtig 
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im Zustand der schrittweisen Umsetzung, 
die Stelle einer/s Integrationsbeauftragten 
wurde etwa vor kurzem öffentlich ausge-
schrieben. 

Innerhalb der Landesregierung besteht 
Einigkeit, dass die Aufgaben des/der Inte-
grationsbeauftragten schrittweise erweitert 
werden sollten. So soll der/die Integrations-
beauftragte neben der Umsetzung des Ge-
samtintegrationskonzepts für Asylwerber 
auch Überlegungen anstellen, wie die Inte-
gration von MigrantInnen insgesamt (unab-
hängig vom Aufenthaltstitel) verbessert wer-
den kann. 

Das Gesamtintegrationskonzept ist öffent-
lich zugänglich. 

 
2) Die Schwerpunkte des Integrationskon-
zepts [für AsylwerberInnen] liegen im Be-
reich des Spracherwerbs, der Qualifizierung 
für den Arbeitsmarkt bzw. der Anerkennung 
bereits erworbener Ausbildungen. Ziel ist 
es, die Selbsterhaltungsfähigkeit zu stärken 
und über den Bereich der Arbeit den ersten 
Schritt der gesellschaftlichen Integration zu 
setzen. Besonderes Augenmerk wird dabei 
den Gebirgsgauen zugewandt, da die Inte-
gration im Zentralraum sich aus einer Reihe 
von Gründen tendenziell einfacher darstellt. 
 
3) Im ersten Jahr ist ein Budget von 250.000 € 
vorgesehen, einzelne Projekte wurden be-
reits eingereicht. Die genannte Zahl von 1,5 
Dienstposten zum Start ist korrekt. 
 
4) Aufgrund der dort gemachten Erfahrun-
gen mit der Asylwerberbetreuung wurde der 
Posten dem Sozialressort zugeteilt. 
 
5) Die Kooperation mit den Flüchtlingsorga-
nisationen ist aus Sicht des Ressorts unbe-
dingte Voraussetzung für die erfolgreiche 
Aufgabenbewältigung. Bereits bei der Aus-
schreibung wurde diesem Gedanken Rech-

nung getragen und den zentralen Kompe-
tenzen Kommunikationsfähigkeit, Vernetzung 
und Koordinationsarbeit in starkem Umfang 
Rechnung getragen. Diese Netzwerkarbeit 
ist eine der zentralen Aufgaben des/der In-
tegrationsbeauftragten. 
 
6) Ja, insoweit als dem Gedanken Rechnung 
getragen wird, dass Integration eine gemein-
same, Ressort übergreifende Aufgabe des 
Landes ist und indem der Aufgabenbereich 
der/des Integrationsbeauftragten ja auch 
über den Bereich der Asylwerber hinaus er-
weitert wird. Die genaue Frage nach einem 
Ressort übergreifenden Beirat in Integra-
tionsfragen wird sicher noch im Rahmen 
des erst zu erstellenden Konzepts des Lan-
des für alle MigrantInnen zu erörtern sein. 
 
Ergänzend zu dieser Stellungnahme wurde 
Landesrätin Erika Scharer um ein Interview 
gebeten. Das Interview fand am 17. Juli, 
16.45 Uhr, im Büro der Landesrätin statt, In-
terviewer/In waren Ursula Liebing und Josef 
Mautner vom Koordinierungsteam der Platt-
form. 
 
Plattform: Sie haben in Ihrer Antwort sehr 
deutlich gemacht, dass das Integrationskon-
zept, das jetzt vorliegt, zwar als „Gesamt-
Integrationskonzept“ bezeichnet wird, aber 
ein Integrationskonzept ist, das sich auf Asyl-
werber und Asylwerberinnen bezieht und 
schrittweise auf alle MigrantInnen ausgewei-
tet werden soll. Unser Anliegen ist, von Ihnen 
zu erfahren, wie Ihre Vision, Ihre Vorstellung 
von den nächsten Jahren konkret aussieht: 
Wie stellen Sie sich vor, dass Integration in 
den nächsten fünf Jahren vom Land geför-
dert wird? 
 
LR Scharer: Ich stelle mir das folgenderma-
ßen vor: Wie Sie ja wissen, gibt es sehr viele 
Vereine und Organisationen, die in diesem 
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Bereich tätig sind. Ich glaube, es braucht eine 
übergeordnete Stelle, die alle diese Ange-
bote bündelt, die sagt, was es jetzt wirklich 
braucht. Alleine im Bereich der Sprachkurse 
gibt es so viele Angebote – dann kann man 
erst sagen, was macht jetzt wirklich Sinn, 
wo kann man etwas verstärken, welches 
Potential kann man nutzen, ohne eine neu-
erliche Struktur aufzubauen, welche Struktur 
kann man nutzen für neue Angebote.  

Ich glaube, es ist ganz wichtig, die Ange-
bote übergeordnet zu erheben und eng mit 
den Beratungsstellen zu kooperieren und da-
nach abzuleiten – in den Bezirken, wo Migrant-
Innen sind –, wo ist der größte Bedarf, wo 
braucht es zusätzlich so eine Beratungsstelle 
des Landes, die letztendlich auch mit den 
Vereinen kooperiert. So dass wir dann insge-
samt 1,5 Planstellen herausbekommen, in ei-
nem nächsten Schritt. So ist das konzipiert. 
 
Plattform: Das betrifft das „Gesamt-Integra-
tionskonzept“, das jetzt im Moment verwirk-
licht wird. Aber dieses Konzept richtet sich 
ja speziell auf die Zielgruppe Asylwerberin-
nen und Asylwerber. Wie ist denn da die 
Ausweitung gedacht für MigrantInnen? 
 
Scharer: Es ist mir ein sehr großes Anlie-
gen, im Bereich der MigrantInnen zu erhe-
ben, wie ist eigentlich die Situation der Mi-
grantInnen im Land Salzburg wirklich, wo 
sind die kulturellen Unterschiede, was sind 
die Hemmnisse. Wir können das jetzt nicht 
einmal zahlenmäßig genau nachvollziehen. 
Das ist zunächst einmal wichtig zu erheben, 
ebenso den Berufsausbildungs- und Grund-
ausbildungsstand. Ich bin der Überzeugung, 
dass da sehr viele Potentiale liegen. Der ar-
beitsmarktpolitische Aspekt ist sehr wichtig: 
welche Ausbildungen aus den Herkunftslän-
dern bereits vorliegen, die man nur adaptie-
ren muss oder mit verschiedenen Modulen 
vielleicht auf unsere Bedürfnisse am Arbeits-

markt abstimmen muss und daraus in Zu-
kunft entsprechende Arbeitsmarktprogramme 
in Zusammenarbeit mit dem AMS zu entwi-
ckeln. Denn das sind die Fachkräfte der Zu-
kunft. Wir brauchen dieses Potential. Einer-
seits braucht die Wirtschaft sie, und ande-
rerseits ist das ein ganz wichtiger Punkt, um 
wirklich zu integrieren, kulturell und arbeits-
marktpolitisch. Der moderne Mensch definiert 
sich über die Arbeit, daher ist es so wichtig, 
die Arbeitsmarktintegration zu fördern. Wenn 
man jemand danach fragt, wer er ist, dann 
antwortet er, was er arbeitet, welchen Beruf 
er ausübt. Ich halte es aber auch für einen 
wichtigen Punkt, sich annähern zu können 
und nicht zu sagen, „wenn Fremde zu uns 
kommen, müssen sie automatisch unsere 
Kultur übernehmen“. Ich glaube, es muss 
ein Aufeinander-Zugehen geschehen.  
 
Plattform: Ist das etwas, was zwischenzeit-
lich bei der jetzigen Integrations- und Koor-
dinationsstelle angesiedelt werden soll oder 
soll das ausgelagert werden in eine andere 
Stelle? 
 
Scharer: Bei der Integrationsstelle geht es 
zunächst eindeutig im ersten Schritt jetzt in 
Richtung Asylwerber, und dann aufbauend 
auch auf MigrantInnen. Für mich ist aber auch 
wichtig, und das fällt ja auch in mein Ressort, 
jetzt zu schauen, welche arbeitsmarktpoliti-
schen und beschäftigungspolitischen Maß-
nahmen entwickeln wir für nächstes Jahr, 
auch mit einem gewissen Weitblick. Und da 
ist es für mich auch ein wichtiger Punkt, das 
zu integrieren, auch in Form von Projekten. 
Die Budgetverhandlungen beginnen ja erst 
im September, daher muss ich das erst aus-
verhandeln, aber mein Ziel ist wirklich die 
Ist-Situation: Wie schaut die Situation für Mi-
grantinnen und Migranten in Salzburg aus, 
welches Potential haben wir da, und welche 
Maßnahmen leiten wir daraus ab. 
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Plattform: Und zunächst zu beginnen mit 
der Arbeitsmarktplatzierung und zu sagen, 
gesellschaftliche Integration eher später? 
 
Scharer: Das muss man dann ableiten. Aber 
mein Auftrag ist es, in Richtung Arbeit und 
Beschäftigung zu schauen.  
 
Plattform: Konkret zum Budget: 250.000 € 
sind reserviert, aber das betrifft nicht solche 
Maßnahmen?  
 
Scharer: Nein, das sind einfach arbeitsmarkt-
politische Maßnahmen, die parallel dazu 
laufen.  
 
Plattform: Beim EU-Projekt FluEQUAL, an 
dem ja das Land auch beteiligt war, hat sich 
gezeigt, dass Maßnahmen zur Arbeitsmarkt-
integration für viele Asylwerberinnen nicht 
greifen. Bei der gemeinnützigen Beschäfti-
gung im Rahmen von FluEQUAL haben 
Frauen nur ca. fünf Prozent der Arbeits-
Stunden absolviert, obwohl es ein spezielles 
Ziel war, in gleichem Ausmaß Frauen und 
Männer zu fördern. Damit möglichst viele 
Frauen erreicht werden, müsste die gesell-
schaftliche Integration von Frauen also an-
ders gefördert werden als über die Arbeits-
marktintegration, die möglicherweise erst 
später gelingt. Können Sie sich vorstellen, 
dass es da eine spezielle Förderung gibt? 
 
Scharer: Es ist sicher sehr wichtig und rich-
tig, die gesellschaftliche Annäherung zu för-
dern. Aber das wäre dann eben eine gesell-
schaftspolitische Maßnahme, und die gehört 
nicht in mein Ressort, sondern in den Be-
reich Familie und Bildung. Aber speziell bei 
Migrantinnen, bei Mädchen Integrationsar-
beit zu machen und z.B. Beschäftigungspro-
jekte auch für Mädchen anzubieten, das halte 
ich für einen ganz wichtigen Schwerpunkt. 
 

Plattform: Ist da auch daran gedacht, dass 
Sie die Gemeinden und Bürgermeister in die 
Pflicht nehmen wollen?  
 
Scharer: Das betrifft zwar nicht mein Res-
sort, aber da muss man global denken und 
Ressort übergreifend genauer hinschauen. 
Beispielsweise das Deutschlernen: Ich bin 
der Meinung, dass das in den Kindergarten-
ablauf integriert sein sollte. Nicht so wie 
jetzt, dass Migrantinnen oder AsylwerberIn-
nen einen Bildungs-Scheck in der Hand ha-
ben und dann halt einmal mit dem Kind hin-
gehen oder auch nicht hingehen. Um die 
Sprachdefizite sollte man sich im Kindergar-
tenbetrieb als Regelbetrieb kümmern, das 
sollte man einführen. So, wie man früher 
den Vorschulunterricht integriert hat, wo 
dann zwei Stunden reserviert waren.  
 
Plattform: Die Integrationsbeauftragte würde 
also eine Koordinationsfunktion zwischen 
verschiedenen Ressorts übernehmen und 
nicht nur ihr Ressort betreffen? 
 
Scharer: Ja, natürlich. Ich erwarte, dass viele 
Elemente herauskommen, die natürlich nicht 
alle mein Ressort betreffen, aber natürlich 
muss das auch eine entsprechende Breiten-
wirksamkeit haben. Darum ist es im Bereich 
der „Integrationsbeauftragten“ so wichtig, 
auf Verwaltungsebene oder eben auch auf 
politischer Ebene die einzelnen Zuständig-
keiten zu vernetzen.  
 
Plattform: Und es ist nicht daran gedacht, 
noch einmal auf der Ebene der Landes-
hauptfrau eine Stelle einer Integrationsbe-
auftragten anzusiedeln? 
 
Scharer: Nein. Im Prinzip hätte man das 
überlegen können, aber nachdem ja auch 
die Grundversorgung in der Abteilung drei 
ist, ist es sinnvoll, dass analog dazu die 



26 Menschenrechtsbericht 2007 
 
Integrationsstelle in der Abteilung drei ist. 
Aber aus dem heraus kann sich später auch 
etwas ganz anderes ergeben. Es gibt ja auch 
eine Stelle beim Landesdienst, z.B. die Kin-
der- und Jugendanwaltschaft, die ist formal 
genauso dem Sozialressort angegliedert, 
agiert aber auch vollkommen unabhängig. 
 
Plattform: 2005 oder 2006 gab es einen 
Landtagsbeschluss, dass ein Ressort über-
greifender Integrationsbeirat eingerichtet 
werden soll – soll es diesen ursprünglich ge-
planten Beirat geben? 
 
Scharer: Es kann durchaus sein, dass sich 
aus diesen Erhebungen, aus dieser Integra-
tionsstelle dann solche Konstellationen er-
geben.  
 
Plattform: Zusammengefasst lässt sich also 
sagen, sie möchten zunächst einmal eine 
umfassende Recherche über die Situation 
von Migrantinnen im Bundesland machen, 
so wie es in der Stadt analog zum Integra-
tionskonzept diese Recherche gegeben hat? 
 
 

Scharer: Ja, ich halte das für wichtig, weil 
man da dann ansetzen kann.  
 
Plattform: Ist dann auch gedacht – analog 
zur Stadt –, in einem nächsten Schritt ein 
Integrationsleitbild für das Land zu erstellen, 
das dann nicht nur AsylwerberInnen und 
Flüchtlinge betrifft, sondern auch die Mi-
grantInnen insgesamt umfasst, auf der Ba-
sis dieser Recherchen bzw. dieser Studie? 
 
Scharer: Das wäre sicher dann Ressort 
übergreifend, wenn man mal alle Dinge auf 
dem Tisch hat. Dann kann man eben sagen, 
was braucht es im Land Salzburg; natürlich 
ist ein Leitbild möglich, aber das ist nicht der 
nächste Schritt, sondern mehr oder wenig 
dann der abrundende Punkt.  
 
Plattform: Wir bedanken uns für das Interview. 
 
 

Erika Scharer, Landesrätin für Personal, 
Arbeit, Soziales, Landesheime und 

Landesanstalten 
 
 
 

Politische Weichenstel-
lung oder Abstellgleis? 
Stellungnahme der Plattform für 
Menschenrechte 
 

 
 
 
 
 

Niemand kann es bestreiten: Die Einrichtung 
eines/r „Integrations- bzw. Migrationskoordi-
nator/s/in“ ist ein wichtiger Schritt zur Ge-
staltung und Unterstützung der „Integration“, 
zur Förderung des Zusammenlebens von 
Menschen unterschiedlicher Herkunft im 
Land Salzburg. Es ist sehr zu begrüßen, 
dass das Land Integration als politische und 
administrative Aufgabe so ernst nimmt, dass 

hierfür Personalressourcen und ein Budget 
zur Verfügung gestellt werden. Erfreulich ist 
auch, dass Asylsuchende und anerkannte 
Flüchtlinge, die eine der verwundbarsten 
und schwächsten gesellschaftlichen „Grup-
pen“ sind, gezielt unterstützt werden sollen. 
Und auch die gezielte Förderung der Arbeits-
marktintegration von Frauen nicht-österrei-
chischer Herkunft ist sinnvoll und notwendig, 
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da sie auf dem Arbeitsmarkt als Frauen und 
als MigrantInnen strukturelle Diskriminierun-
gen befürchten müssen. Darüber hinaus 
stimmt es zuversichtlich, dass der Ressort 
übergreifende Charakter der Integrations-
aufgaben ausdrücklich betont und explizit 
hervorgehoben wird. 

Dennoch bleiben bei näherem Hinsehen 
mancherlei Fragen offen: Auf den ersten 
Blick mag es einleuchten, dass die geplante 
Integrationsstelle dort angesiedelt wird, wo 
auch die Zuständigkeiten für Asylsuchende 
liegen – aber diese „Zielgruppe“ macht zah-
lenmäßig nur einen kleinen Teil aller Mi-
grantInnen im Land Salzburg aus, die weit-
aus größere „Klientel“ einer ganzheitlichen 
Integrationsstelle wären ganz „normale“ Mi-
grantInnen aus den unterschiedlichsten Län-
dern, GastarbeiterInnen, deren Nachkommen, 
zugezogene Familienangehörige etc. 

Und die derzeit (wieder einmal) modisch 
gewordene Entdeckung der MigrantInnen 
als Potentiale für den heimischen Arbeits-
markt bietet alleine keine tragfähige Basis 
für einen gesellschaftlichen Integrationspro-
zess. Von Ausgrenzungsprozessen am Ar-
beitsmarkt sind nicht nur MigrantInnen be-
troffen, davon wissen auch österreichische 
Arbeitslose zu berichten, die dann von politi-
scher Propaganda nur zu leicht gegen die 
„ausländischen“ Arbeitssuchenden ausge-
spielt werden. Angesichts des allgegenwär-
tigen gesellschaftlichen Strukturwandels und 
der Arbeitsmarktverwerfungen kann der Zu-
gang zu Erwerbsarbeit nicht als Garant für 
Integrationsprozesse betrachtet werden. An-
dererseits finden Ausgrenzungsprozesse und 
strukturelle Desintegrationsprozesse längst 
nicht nur am Arbeitsmarkt statt. Integration 
zu fördern heißt, möglichst vielen Menschen, 
die im Land Salzburg leben, die Teilhabe an 
gesellschaftlichen Prozessen zu ermöglichen. 

Umso wichtiger wäre es, dass der be-
wusste Umgang mit der zunehmenden He-

terogenität der Bevölkerung, mit den unter-
schiedlichen Bedürfnissen und Werten jener 
Menschen, die hier leben, tatsächlich als 
Ressort übergreifende Aufgabe betrachtet 
wird. Eine Aufgabe, die in die Bildungspolitik 
ebenso Eingang finden muss wie in die Ju-
gend- und Familienpolitik, die in der Gesund-
heitspolitik eine wachsende Bedeutung ha-
ben wird, die arbeitsmarktpolitische wie auch 
wirtschaftspolitische Dimensionen hat, aber 
auch in die eigene Personalpolitik des Lan-
des hineinreicht – um nur einige Beispiele 
integrationspolitischer Handlungsfelder zu 
nennen. Wäre es daher nicht allen politischen 
Querelen zum Trotz angeraten gewesen, 
die Stelle des/r Integrationskoordinator/s/in 
direkt bei der Landeshauptfrau anzusiedeln? 
Eine weisungsunabhängige Stelle mit größt-
möglicher Unabhängigkeit von traditionellem 
Ressortdenken wäre dort wohl realistischer 
vorstellbar und wäre zugleich auch ein politi-
sches Bekenntnis des Landes.  

Das derzeitige Integrationskonzept ist auf 
Asylsuchende und anerkannte Flüchtlinge 
zugeschnitten; Flüchtlingsorganisationen, 
namentlich die Caritas, wurden in die Ausar-
beitung mit einbezogen, so heißt es. Das 
Konzept bildet die Basis für die Tätigkeiten 
des/r künftigen Integrationskoordinator/s/in 
und soll „ausgeweitet“ werden. Was läge 
näher, als jetzt konzeptuelle Überlegungen 
auf dem Weg zu mehr Integration aller Mi-
grantInnen anzustellen, einen politischen 
wie auch gesellschaftlichen Prozess zu be-
treiben, in den neben PolitikerInnen und 
Fachöffentlichkeit vor allem auch diejenigen 
mit einzubeziehen wären, die „integriert“ wer-
den sollen – also die MigrantInnen, deren 
Vereine, Selbstorganisationen, Interessen-
vertretungen und die Zivilgesellschaft. Die 
Stadt Salzburg ist vor einigen Jahren be-
wusst diesen partizipativen Weg gegangen 
und hat sich in einem von vielen unterschied-
lichen Gruppen getragenen Prozess ein Kon-
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zept gegeben, das dann politisch abgeseg-
net wurde und nun umgesetzt wird – ein 
Modell für das Land Salzburg?  
 
Mit der Einrichtung der Stelle eines/r Integra-
tionskoordinator/s/in ist also sicherlich ein 
Schritt zur Gestaltung der Integration im 
Land Salzburg getan. Auf dem Weg zu einer 
nachhaltigen Integrationspolitik steht das 
Land Salzburg allerdings erst am Anfang. 
Ob jetzt tatsächlich ein neuer Anfang ge-

macht wird oder ob eine politische Weichen-
stellung stattfindet, die mehr der politischen 
Legitimation dient als der nachhaltigen und 
überzeugten Gestaltung und Förderung von 
Integrationsprozessen, werden erst die 
nächsten Schritte zeigen.  
 
 

Ursula Liebing, Koordinationsteam  
der Plattform für Menschenrechte 

 
 
 
 

 

3.) Kommunale 
Menschenrechtsarbeit 

 
 
Menschenrechte  
in der Stadt 
Perspektiven einer kommunalen 
Menschenrechtsarbeit für Salzburg 
 

 
 
 
 
 
 

„Städte werden auch heute zerstört, sie 
werden um uns herum zerstört, aber sie 
werden auch in uns zerstört.“ (Bogdan 
Bogdanovic) 
 
Eine Gruppe von Mitgliedern der Plattform 
für Menschenrechte Salzburg war von 2. bis 
3. Juli zu Besuch in der „Stadt der Men-
schenrechte“ Nürnberg. Während dieser 
zwei Tage führten wir intensive Gespräche 
mit verschiedenen Menschenrechtsaktivist-
Innen und kommunalen Menschenrechtsor-
ganisationen. Ich möchte mich hier nur auf 
die Ergebnisse des Gespräches mit dem 
Menschenrechtsbüro der Stadt Nürnberg 

beziehen (einen ausführlichen Bericht über 
die Inhalte der gesamten Gespräche dieses 
Besuchs finden Sie auf unserer Homepage). 
 
Städte beherbergen bereits heute den größ-
ten Teil der Weltbevölkerung. Entsprechend 
ihren Gründungsideen sollten sie Orte der 
„civitas“, der bürgerlichen Freiheiten und 
Grundrechte sein, und wo diese Grundrech-
te mit Füßen getreten werden, wird die Idee 
der Stadt zerstört, wie Bogdan Bogdanovic 
zu Recht sagt. Das intensive Engagement 
der Stadt Nürnberg für die Menschenrechte, 
das mittlerweile Europa weit als vorbildhaft 
angesehen wird, hat zwei wesentliche Motive.  
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Ein Motiv liegt in der Geschichte der 
Stadt begründet: Nürnberg hatte eine her-
ausragende Rolle in der symbolischen Poli-
tik des Nationalsozialismus. In Nürnberg 
fanden ab 1933 die so genannten „Reichs-
parteitage des Volkes“ statt, 1935 wurden 
auf dem 7. Reichsparteitag die so genann-
ten „Nürnberger Rassegesetze“ verabschie-
det, die eine legale Grundlage für die Verfol-
gung und Vernichtung der jüdischen Bevöl-
kerung in Deutschland und in den besetzten 
Gebieten bildeten. Aus diesen Gründen fan-
den auch in Nürnberg 1945 bis 1949 die von 
den Alliierten initiierten Prozesse gegen die 
Hauptkriegsverbrecher des nationalsozialis-
tischen Regimes statt. Aber erst die von 
dem israelischen Künstler Dani Karavan ge-
staltete „Straße der Menschenrechte“ neben 
dem Germanischen Nationalmuseum im 
Zentrum der Altstadt von Nürnberg (1993 
eröffnet) gab der Stadt den entscheidenden 
Anstoß, die Arbeit an der Verwirklichung der 
Menschenrechte als Aktualisierung des 
Antifaschismus und der aktiven Verantwor-
tung für die eigene Vergangenheit wahrzu-
nehmen.  

Das zweite zentrale Motiv für kommunale 
Menschenrechtsarbeit in Nürnberg ist die 
Einbindung in die „Europäische Konferenz 
Städte für die Menschenrechte“. Nürnberg 
kommt dabei als einziger Stadt im deutsch-
sprachigen Raum, die zur Gruppe der Erst-
unterzeichnerinnen der „Europäischen Charta 
für den Schutz der Menschenrechte in der 
Stadt“ (im Jahre 2000 in Saint-Denis verab-
schiedet) zählt, eine herausragende Rolle 
zu. Inzwischen haben 235 Städte aus 21 
europäischen Ländern diese Charta unter-
zeichnet. Aber nicht alle nehmen die Ver-
pflichtungen, die aus dieser Charta für die 
Menschenrechtspolitik im eigenen kommu-
nalen Umfeld erwachsen, ernst. Die Charta 
ist gespickt mit schönen Formulierungen 
und bleibt als Text auf der Ebene allgemei-

ner Erklärungen. Ihren Wahrheitsgehalt er-
weist sie aber erst, wenn jene Menschen, 
die zu den benachteiligten und diskriminier-
ten Bevölkerungsgruppen in einer Unter-
zeichnerstadt zählen, die Ergebnisse von 
konkreten Strukturveränderungen und von 
positiver Diskriminierung zu spüren bekom-
men. Ein Schritt auf dem Weg zur Konkreti-
sierung dieser Charta ist die „Städte-Koali-
tion gegen Rassismus“, die auf eine Initia-
tive der UNESCO hin 2004 in Nürnberg ge-
gründet wurde und einen „Zehn-Punkte-Ak-
tionsplan gegen Rassismus“ verabschiedet 
hat. Die Stadt Nürnberg ist auf diesem Weg 
sicher weiter fortgeschritten als die meisten 
österreichischen Städte. Dennoch ist uns in 
Nürnberg eine deutliche Diskrepanz in der 
finanziellen wie personellen Ausstattung 
aufgefallen: zwischen NGOs auf der einen 
Seite, die großteils ehrenamtlich arbeiten 
und mit geringen Budgets auskommen müs-
sen, und auf der anderen Seite einem groß-
zügig ausgestatteten städtischen Büro mit 
vier MitarbeiterInnen. Nürnberg ist den Weg 
einer offiziellen, städtischen Menschen-
rechtspolitik gegangen, die mit einer Stiftung 
(als Grundkapital wurden damals von der 
Stadt ca. zwei Millionen D-Mark eingesetzt) 
für einen biennal vergebenen Menschen-
rechtspreis und mit einem Filmfestival groß-
zügig dotiert und stark international ausge-
richtet ist. Die Menschenrechtsarbeit im ei-
genen kommunalen und regionalen Umfeld 
ist im Vergleich dazu marginalisiert und 
hinkt dem hohen Anspruch der Stadt hinter-
her. Die Vorschläge des städtischen Men-
schenrechtsbüros stoßen teilweise auf ver-
waltungsinterne Widerstände und die quali-
tativ hochwertige Menschenrechtsarbeit der 
NGOs ist nur gering subventioniert; sie ge-
schieht großteils ehrenamtlich. 
 
Die Stadt Salzburg hat ähnliche Ausgangs-
bedingungen. Die Voraussetzungen, um 
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sich – neben Graz - in Österreich ebenfalls 
als „Stadt der Menschenrechte“ zu profilie-
ren, sind günstig: Als Hauptstadt des natio-
nalsozialistischen „Mustergaus“ mit der ein-
zigen Bücherverbrennung in Österreich, mit 
seiner Nähe zum Obersalzberg kam Salz-
burg eine herausragende Rolle bei der na-
tionalsozialistischen „Umerziehung“ der 
„Ostmark“ nach dem „Anschluss“ 1938 zu. 
Die bisher nur zögerliche und unvollständige 
Aufarbeitung der kommunalen NS-Vergan-
genheit Salzburgs könnte mit einem En-
gagement für die Menschenrechte in der 
Stadt eine konsequente Aktualisierung er-
fahren. Die Tatsache, dass Salzburg die ös-
terreichische Stadt mit dem höchsten Anteil 
an ausländischen MitbürgerInnen ist, bildet 
eine weitere aktuelle Herausforderung für 
eine kommunale Menschenrechts- und Anti-
diskriminierungspolitik. Mit der Verabschie-
dung eines Integrationskonzeptes und der 
Einsetzung einer Integrationsbeauftragten 
wurde ein erster Schritt in diese Richtung 
gesetzt. 

Die Plattform für Menschenrechte möchte 
Salzburg ermutigen, mit der Unterzeichnung 
der „Charta für Menschenrechte“ einen wei-
teren Schritt zu setzen. Der Beitritt zur „Eu-
ropäischen Konferenz Städte für Menschen-
rechte“ macht allerdings nur Sinn, wenn in 
Folge konkrete Maßnahmen zur Durchset-
zung von Grundrechten in der Stadt gesetzt 
werden. Die Umsetzung dieser Maßnahmen 
hängt nicht in erster Linie am Geld, sondern 
am politischen Willen eines Gemeinderates. 
Denn es gibt eine Reihe von wichtigen 
Punkten – etwa im Bereich der Antidiskrimi-
nierung –, die sich von einer Kommune nur 
mit entsprechendem Knowhow und ohne 
zusätzliche Gelder verwirklichen lassen, 
z.B. dass die städtische Gewerbeordnung 
mit einer Antidiskriminierungsklausel verse-
hen wird, die es der Stadt ermöglicht, Ge-
werbebetrieben, die MitarbeiterInnen oder 

KundInnen diskriminieren, die Gewerbebe-
rechtigung zu entziehen. Die NGOs dieser 
Stadt, die durch ihre Arbeit mit jenen Bevöl-
kerungsgruppen in ständigem Kontakt sind, 
deren Grundrechte am stärksten gefährdet 
sind, können dafür ihre Erfahrungen und ihr 
Wissen zur Verfügung stellen. Die Plattform 
hat mit ihrem Monitoring für Menschenrechte 
das geeignete Instrument, um konkrete Um-
setzungsvorschläge für eine kommunale 
Menschenrechtspolitik in Salzburg zu erar-
beiten und deren politische wie administra-
tive Umsetzung zu evaluieren. 
 

Josef P. Mautner, Katholische Aktion 
 
 
Adressen und Kontakt: 
Nürnberger Menschenrechtszentrum 
Adlerstraße 40, D - 90403 Nürnberg 
http://www.menschenrechte.org/ 
Runder Tisch Menschenrechte 
Mit 19 Mitgliedsorganisationen 
(organisiert vom Menschenrechtsbüro der 
Stadt Nürnberg) 
Bürgermeisteramt / Menschenrechtsbüro 
Rathaus Wolff’scher Bau 
Rathausplatz 2 
D – 90403 Nürnberg 
Nähere Informationen über das Menschen-
rechtsbüro der Stadt Nürnberg sowie über 
die „Straße der Menschenrechte“, den Men-
schenrechtspreis und die Europäischen 
Städtekoalitionen erhalten Sie unter: 
http://www.menschenrechte.nuernberg.de/ 
 
Plattform für Menschenrechte Salzburg 
Kirchenstraße 34, A-5020 Salzburg 
plattform@menschenrechte-salzburg.at 
http://www.menschenrechte-salzburg.at 
Auf dieser Website finden Sie einen aus-
führlichen Bericht über den Inhalt der Ge-
spräche mit den Nürnberger Menschen-
rechtsaktivistInnen und -organisationen. 
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„Jugend ohne Netz“ 
 
 

 
 
 

Alle Kinder und Jugendlichen sind gleich, 
kein Kind darf benachteiligt werden, so lau-
tet ein zentrales Leitmotiv der seit 1.1.2005 
in der Salzburger Landesverfassung festge-
haltenen Kinderrechtskonvention. 
 
2007 lautet der Jahresschwerpunkt der kija 
Salzburg „Jugend ohne Netz“ – Unterstüt-
zung für benachteiligte Kinder und Jugend-
liche. Ausgangspunkt sind zentrale Bot-
schaften der UN-Kinderrechtskonvention, 
wonach alle Kinder die gleichen Chancen 
haben sollen. Tatsächlich gibt es in Öster-
reich immer mehr Jugendliche, die aus ver-
schiedensten Situationen heraus in Armut 
leben oder durch unerwartete Ereignisse 
(Krankheit, Arbeitslosigkeit, Scheidung, Mi-
gration u.a.) unter gesellschaftlicher Aus-
grenzung und Perspektivenmangel leiden. 
Mit der Kampagne „Jugend ohne Netz“ sol-
len Lücken im Bildungs- und Sozialsystem 
aufgezeigt, Meinungsbildner aus Politik und 
Gesellschaft für die Bedürfnisse benachtei-
ligter Kinder und Jugendliche sensibilisiert 
und klare Forderungen an die Gesellschaft/ 
politischen VertreterInnen formuliert werden. 
Ein weiteres wichtiges Anliegen ist, betroffe-
ne Kinder und Jugendliche mit konkreten 
Lösungsangeboten zu erreichen.  

Folgende Schwerpunkte wurden gesetzt: 
 
1. Die gleichlautende österreichweite Wan-
derausstellung tourte durch alle Landes-
hauptstädte (2.-7. Mai 2007 am Mozartplatz 
in Salzburg). 113.000 Kinder und Jugend-
liche leben in Österreich unter der Armuts-
grenze, zu viele sind von sozialer und wirt-
schaftlicher Ausgrenzung bedroht. 

Mit dem Prinzip „Identifikation durch Inter-
aktion“ wurde anhand realer Lebensschick-
sale den über 1000 BesucherInnen in Salz-

burg die Möglichkeit gegeben, hinter die Fas-
sade der Statistik zu blicken und die Auswir-
kungen auf das Leben und die weiteren Zu-
kunftschancen junger Menschen zu erleben. 
Die Kinder- und Jugendanwaltschaften über-
gaben am 28. Juni 2007 Nationalratspräsi-
dentin Barbara Prammer ein Zehn-Punkte-
Programm zur Verbesserung der Situation 
benachteiligter Kinder und Jugendlicher 
(mehr dazu: www.beruehrpunkt.at). 

Eine gleichnamige Kinderrechtszeitung 
für Jugendliche ab 14 Jahren kann man bei 
der kija bestellen. 
 
2. „Mama geht’s heut nicht so gut“: Theater 
für Kinder in (sucht)belasteten Familien. 
Nach der Theaterproduktion „Papa wohnt jetzt 
in der Heinrichstraße“, die das Thema Tren-
nung der Eltern zum Inhalt hatte, widmet die 
kija Salzburg dieses Stück der schwierigen 
Situation von Kindern suchtkranker bzw. psy-
chisch kranker Eltern. Auf Basis von Gesprä-
chen mit Fachleuten und nicht zuletzt mit Be -
troffenen wurde ein Theaterstück erarbeitet, 
das sich an Kinder ab acht Jahren richtet. Auf 
einfühlsame Weise nähert sich die theater-
achse am Beispiel Alkohol dem Thema „Kin-
der in belasteten Familien“, skizziert die dem 
Alter unangemessene Verantwortung, die 
Kinder zu tragen haben, und zeigt in Verbin-
dung mit einer pädagogischen Nachbearbei-
tung Hilfestellungen auf. Das trotz der schwie-
rigen Thematik unterhaltsame und sehr ein-
fühlsame Theater kann ab Juni 2007 an allen 
Schulen (acht bis zwölf Jahre) im Bundes-
land Salzburg angefordert werden. Die ver-
pflichtende Nachbearbeitung erfolgt durch 
MitarbeiterInnen der kija.  
 
3. Schul-Workshop: Zwangsverheiratung. 
Zwangsverheiratung von Familienangehöri-
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gen ist für Betroffene nicht nur eine markante 
Verletzung des Selbstbestimmungsrechts, 
sondern oftmals mit verschiedenen Formen 
psychischer und physischer Gewalt verbun-
den. Zwangsverheiratung verletzt damit 
grundsätzliche Bestimmungen der Menschen-
rechts- und Kinderrechtskonvention.  

Die Kinder- und Jugendanwaltschaft ist 
Mitbegründerin der ARGE Zwangsheirat, die 
im Bundesland Salzburg als Plattform von 
MitarbeiterInnen sozialer Einrichtungen Struk-
turen für Beratung und Unterstützung Betrof-
fener initiiert und breitgefächerte Präventions-
maßnahmen im Hinblick auf Zwangsverhei-
ratung als einer Form von traditionsbeding-
ter Gewalt setzt. 

Die Änderung des österreichischen Straf-
gesetzbuches setzt seit 1. Juni 2006 eindeu-
tige Signale: Zwangsverheiratung wird als 
schwere Nötigung geahndet. Dennoch stellt 
die Zahl der gemeldeten Fälle nur die Spitze 
eines Eisberges dar. 

Für junge Menschen, die von Zwangsver-
heiratung betroffen sind, ist es schwierig, 
Unterstützung zu suchen und auch anzuneh-
men. Darüber zu sprechen oder sich sogar 
zu weigern zu heiraten ist nach wie vor ein 
Tabu und eine schwere Ehrverletzung. 

Zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit be-
züglich des Themas Zwangsverheiratung und 
um einen niederschwelligen Zugang zu Un-
terstützung und Beratung für Betroffene zu 
ermöglichen, hat die Kinder- und Jugendan-
waltschaft Workshops für 12- bis 14-jährige 
Jugendliche konzipiert, die ab Herbst 2007 
angeboten werden sollen.  
 
4. Mut machen: Das Mentoringprojekt der 
kija Salzburg. Unser Ziel: Wir wollen sozial 
benachteiligten Jugendlichen einen Mentor 
zur Seite stellen, um ihnen einen besseren 
Start ins Leben zu ermöglichen, den Ju-
gendlichen damit Raum für eine optimale 
Entwicklung geben. 

Im Sinne des Art. 2 Kinderrechtskonvention 
soll ein Beitrag dazu geleistet werden, dass 
alle Kinder die gleichen Rechte haben, indem 
MentorInnen die Jugendlichen bei der Ver-
wirklichung ihrer Rechte unterstützen (z.B. 
Recht auf Leistungen der sozialen Sicherheit 
und angemessenen Lebensstandard, Recht 
auf Bildung, Recht auf Gesundheit usw.). 

 
MentorInnen können sein 
– engagierte, verlässliche und empathische 

Personen 
– zwischen 25 und 99 Jahren, 
– die bereit sind, eine solche wichtige Auf-

gabe ehrenamtlich zu übernehmen 
– und ausreichend Zeit haben, um eventuell 

auch eine längerfristige Beziehung auf-
zubauen. 

 
Welche Jugendlichen können das Angebot 
nutzen? 
– Jugendliche zwischen 14 und 21 Jahren, 
– die aufgrund ihrer sozialen Situation bzw. 

der Situation ihrer Eltern Unterstützung 
in Form eines/r MentorIn brauchen. 

 
Mut machen bedeutet 
– Unterstützung und Begleitung 
– Förderung 
– Hilfe zur Selbsthilfe 
– Ernst nehmen von Wünschen und Be-

dürfnissen 
– Teilhabe an der Entwicklung 
– Stärkung des Selbstbewusstseins 
– gemeinsame Freizeitaktivitäten 
– Freundschaft 
– u.v.a. 
 
Das Projekt startete zu Beginn des Jahres 
2007. Eine Gruppe von 18 MentorInnen 
wurde im April ausgebildet. Ein Großteil der 
MentorInnen ist bereits in einem Paten-
schaftsverhältnis.  
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Das Interesse sowohl auf Seiten der Ju-
gendlichen als auch auf Seiten der Erwach-
senen ist groß und wir freuen uns, dass sich 
wieder eine ausreichende Zahl von Interes-
sentInnen für die nächste Ausbildungsgruppe 
beworben hat. Die nächste Ausbildung mit 

ca. 20 TeilnehmerInnen wird voraussichtlich 
Ende September bzw. Anfang Oktober 2007 
stattfinden.  
 

Andrea Holz-Dahrenstaedt, Kinder- und 
Jugendanwaltschaft Salzburg 

 
 
 
 

 
 

4.) Menschen mit 
Behinderung 

 
 
 

(Kein) Pflegegeld für Kin-
der mit Behinderung und 
Migrationshintergrund 
 
Seit Beginn der so genannten „Pflegede-
batte“ vergeht kaum ein Tag, an dem nicht 
über „Pflege“, „Pflegegeld“, „24-Stunden 
Pflege“ etc. diskutiert, publiziert, gesprochen 
wird. Im Blickpunkt stehen dabei meist alte 
Menschen. Jüngere PflegegeldbezieherIn-
nen werden weitgehend übersehen. Für die 
betroffenen Familien ist das keine Neuigkeit, 
orientiert sich doch das österreichische Pfle-
gegeldmodell hauptsächlich an der Lebens-
situation erwachsener Menschen. Als die 
Pflegegeldgesetze im Juli 1993 in Kraft tra-
ten, wurde, außer vom Land Salzburg, für 
Kinder bis zum vollendeten dritten Lebens-
jahr überhaupt keine Möglichkeit vorgese-
hen, Pflegegeld zu erhalten. Erst ab 1999 
begannen mit Wien auch andere Bundes-
länder einen Rechtsanspruch auf Pflegegeld 

für Kinder mit Behinderung ab Geburt einzu-
führen. Das Schlusslicht bildeten hier Kärn-
ten, Niederösterreich und die Steiermark 
(Einführung 2004). Die Pflegegeldeinstufung 
von Kindern erfolgt mit Hilfe eines 1994 ent-
wickelten Kinderbogens. Grundsätzlich darf 
bei der Einstufung von Kindern nur jenes 
Maß an Pflege berücksichtigt werden, das 
behinderungsbedingt notwendig ist und über 
jenen Pflegebedarf hinausgeht, der auf 
Grund des Lebensalters erforderlich ist. Die-
ser Grundsatz schließt viele Kinder von ei-
nem Bezug aus bzw. verhindert oftmals eine 
höhere Einstufung, da der altersgemäße 
Pflegebedarf vor allem bei Kleinkindern ge-
nerell sehr hoch ist. Es ist schwer nachweis-
bar, dass die Behinderung des Kindes einen 
darüber hinausgehenden Pflegebedarf er-
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forderlich macht. Weiters werden die oft 
sehr zeitintensiven Therapien bei der Ein-
stufung nicht nur nicht berücksichtigt, sie 
können sogar zu einer Reduzierung des 
Pflegegeldes führen, wenn das Kind durch 
sie Fertigkeiten erwirbt. Da alle Kinder be-
aufsichtigt werden müssen, wird auch die 
Beaufsichtigungsnotwendigkeit beim Pflege-
geld kaum berücksichtigt. Zuletzt orientieren 
sich die Hilfsbedarfskriterien überwiegend 
an hauswirtschaftlichen Tätigkeiten (Einkau-
fen, Wohnungsputz etc.). Der Oberste Ge-
richtshof sieht daher die Möglichkeit der Be-
rücksichtung eines Zeitaufwandes von maxi-
mal 50 Stunden für Hilfsverrichtungen vor.  

Aufgrund dieser Vorgaben etablierte sich 
die gängige Praxis der Länder den Pflege-
bedarf abzuziehen, der ohnehin bei jedem 
Kleinkind anfalle, was zu einer unverhältnis-
mäßig niedrigen Einstufung von Kindern 
führen kann, wie auch ein Fall, der Ende 
Juni in den Medien war, deutlich macht. Am 
28.6.2007 berichtete der ORF Steiermark von 
einem Urteil des Landesgerichts Leoben. 
Das Land Steiermark hatte zwei schwerst-
behinderten Mädchen nur die Pflegestufe 2 
zuerkannt und wurde vom Landesgericht zur 
(Nach-)Zahlung der höchsten Pflegestufe 
(7) verurteilt. 

Auch wenn der steirische Landeshaupt-
mannstellvertreter und Sozialreferent Kurt 
Flecker (SPÖ) darin keinen Präzedenzfall 
sah, berichtete der ORF Steiermark nur zwei 
Tage später über die Einigung der Sozial-
referentInnen aller Bundesländer auf die 
Einrichtung einer Arbeitsgruppe, die bis spä-
testens Jahresende eine Änderung des 
Bundespflegegeldes und der Ländergesetze 
ausarbeiten soll. Die Familie der zwei Mäd-
chen war nicht die erste, die den Rechtsweg 
beschritt, die bisherige Rechtssprechung ging 
jedoch zu Lasten der Eltern.  

Eltern behinderter Kinder dürfen also auf 
eine Anpassung der Gesetzeslage hoffen. 

Zumindest, wenn sie alle anderen Anforde-
rungen für den Bezug von Pflegegeld erfül-
len. Eine Anforderung ist die „richtige“ Staats-
bürgerschaft.  

 
In Salzburg beschreitet gerade eine 
Familie den Rechtsweg. Ihr Antrag 

auf Pflegegeld wurde aufgrund der Staats-
angehörigkeit abgelehnt. Frau A. floh als 
Maturantin vor dem Krieg in ihrer Heimat 
Kroatien nach Österreich. In Österreich hei-
ratete sie, arbeitete sie, gebar sie ihre drei 
Kinder. Das mittlere Kind ist seit einer Atem-
wegserkrankung im Babyalter und ärztlichen 
Fehlentscheidungen schwerstbehindert. Seit 
über zwei Jahren kämpft sie um Pflegegeld. 
Das Land Salzburg verweigert die Zahlung 
mit folgender Argumentation:  
 
• Die Frau ist kroatische Staatsbürgerin 

(der Antrag auf die Verleihung der 
österreichischen Staatsbürgerschaft 
wurde bereits vor über einem Jahr 
gestellt). 

• Dieses Vorgehen stelle keine Diskrimi-
nierung dar, da das Gesetz eine Gleich-
stellung mit ÖsterreicherInnen nur für 
EU-StaatsbürgerInnen und für BürgerIn-
nen von Ländern, mit denen Österreich 
einen derartigen Staatsvertrag abge-
schlossen hat, vorsieht. (Kroatien gehört 
leider nicht dazu.) 

 
Einen Anspruch auf Pflegegeld haben laut 
Gesetz: „österreichische StaatsbürgerInnen; 
Fremde, soweit sich dies aus Staatsverträ-
gen ergibt; Fremde, mit deren Heimatstaat 
auf Grund tatsächlicher Übung Gegenseitig-
keit besteht, soweit sie dadurch nicht besser 
gestellt sind als Staatsbürger in dem betref-
fenden Staat; oder Fremde, denen Asyl ge-
währt worden ist. Der Besitz der österreichi-
schen Staatsbürgerschaft kann lt. Gesetz 
allerdings nachgesehen werden, wenn die 
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Gewährung des Pflegegeldes auf Grund der 
persönlichen, familiären oder wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Fremden zur Vermeidung 
einer sozialen Härte geboten erscheint.“  
 

Anita Pleschko, Die Grünen 
 
 
 
 

Quellen:  
http://steiermark.orf.at/stories/203876/, 
http://www.service4u.at/blickkontakt/pflegekind.html, 
http://www.salzburg.gv.at/themen/gs/soziales/soziales_
recht/recht_pflegegeldgesetz.htm 
 
 
 
 

Kindergeld, Pflegegeld 
und Karenzgeld? Nicht 
für Flüchtlinge! 
 
Es scheint politisch gewollt oder zumindest 
geduldet, dass Menschen, die in Österreich 
um Asyl ansuchen, in einer sehr einge-
schränkten und belastenden sozialen und 
wirtschaftlichen Situation ausharren müssen, 
solange keine endgültige Entscheidung über 
die Asylgewährung getroffen ist. Mit beson-
derer Härte trifft die gegenwärtige Rechts-
lage Flüchtlingsfamilien mit behinderten An-
gehörigen, zum Beispiel Familie J. aus dem 
Kosovo.  

Herr J. ist im Jahr 2002 nach Österreich 
eingereist und hat hier um Asyl angesucht. 
Sein Asylverfahren befindet sich in der zwei-
ten Instanz, mittlerweile sind mehr als fünf 
Jahre vergangen. Seine Ehefrau und den 
damals siebenjährigen Sohn, der aufgrund 
von Komplikationen bei der Geburt schwerst-
behindert ist, musste Herr J. zunächst in der 
Heimat zurücklassen. Beide folgten im Jahr 
2004 nach Salzburg und beantragten eben-
falls Asyl. Im Jahr 2005 wurde der zweite 
Sohn der Familie geboren, mittlerweile ist er 
fast zwei Jahre alt.  

Herr J. hat im Kosovo eine technische 
Fachschule als Elektriker abgeschlossen. 
Vor vier Jahren erhielt er in Salzburg eine  
 

Arbeitsgenehmigung, die regelmäßig erneu-
ert wird; er arbeitet seither, zahlt seit vier 
Jahren Steuern und Sozialabgaben. 

Aufgrund der geänderten Bestimmungen 
des Fremdenrechtspakets von 2005 muss 
die Familie seit Jänner 2006 alleine mit dem 
Einkommen des Vaters auskommen: 1200,- 
Euro netto stehen im Monat zur Verfügung. 
Die Familie erhält für keines der beiden Kin-
der mehr Familienbeihilfe, für den schwerst-
behinderten Sohn gibt es kein Pflegegeld 
mehr, für die Mutter kein Karenzgeld.  

Familie J. lebt in Salzburg in einer Zwei-
Zimmer-Wohnung, für die monatlich 550,- 
Euro zu zahlen sind. Hinzu kommen die 
Kosten für Strom und Telefon, Essen und 
Kleidung. Der behinderte Sohn besucht ein 
Sonderpädagogisches Zentrum, wo er auch 
nachmittags betreut wird. Die Kosten für 
den Transport zur Schule übernahm im ver-
gangenen Schuljahr der Elternverein, den 
Beitrag für Mittagessen und Nachmittagsbe-
treuung (75 Euro monatlich) trägt die Fami-
lie selbst. Finanzielle Spielräume sind nicht 
vorhanden, Geld für einen Deutschkurs für 
Frau J. gibt es nicht, auch nicht dafür, den 
zweijährigen Sohn während eines Kurses zu  
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einer Tagesmutter zu geben. Wenn der äl-
tere Sohn zuhause ist, benötigt er ständige 
Betreuung und Pflege. 

Familie J. ist bei der Bewältigung ihrer 
Notlage völlig auf sich selbst und auf ihr pri-
vates Umfeld angewiesen. Da der Ehemann 
arbeitet und die Familie kein Geld aus der 
Grundversorgung erhält, wird die Familie von 
der Flüchtlings-Sozialbetreuung der Caritas 
nicht betreut. Rollstuhl, Möbel, Kleidung – 
all das sind überwiegend private Spenden, 
meist von Menschen, die ebenfalls aus dem 
ehemaligen Jugoslawien stammen. Die Fa-
milie lebt zudem in der Furcht, dass sich alle 
Bemühungen um zusätzliche Unterstüt-
zungsleistungen negativ auf den Asylantrag 
auswirken könnten. Während der Asyl-Ein-
vernahme vor drei Jahren sei der Mutter ge-

sagt worden, sie habe mit einem behinder-
ten Kind keine Chance auf Asylgewährung – 
„das komme Österreich zu teuer“. Auch 
wenn es sich hier hoffentlich nur um ein 
Missverständnis oder einen Übersetzungs-
fehler handelt: Die Furcht sitzt tief bei Fami-
lie J., dass jede zusätzliche Nachfrage bei 
Behörden negative Auswirkungen auf das 
Asylverfahren habe könnte. Das lähmt jede 
Initiative, verhindert jeden Widerspruch.  

So lebt Familie J. also ohne Kindergeld, 
Pflegegeld und Karenzgeld. Ihnen bleibt an-
scheinend nur das Ausharren bis zum Asyl-
bescheid, in der Hoffnung, dass dieser einen 
Ausweg aus der Situation eröffnet.  
 

Ursula Liebing, Koordinationsteam  
der Plattform für Menschenrechte 

 
 
 
 
 

Schulische Integration in 
Salzburg – eine 
Bestandsaufnahme  
 
Im Frühsommer 2006 gingen viele engagierte 
Menschen in Salzburg auf die Straße und 
sammelten innerhalb weniger Tage mehr 
als 10.000 Unterschriften, um drohende 
Stundenkürzungen im sonderpädagogischen 
Schulbereich zu verhindern und sich für den 
Erhalt der bestehenden Integrationsklassen 
einzusetzen. Mittels Umschichtungen im 
Schulbereich wurde die einschneidende 
Ressourcenverknappung vom Land großteils 
verhindert. Zu befürchten ist aber, dass da-
für an anderer Stelle in der Bildung wieder 
eingespart werden musste.  

Im Schuljahr 2007/08 sieht es derzeit bei 
der Stundenverteilung für Sonderpädagogik 

und Integration zwar nicht so schwarz wie 
im vorhergehenden Jahr aus, doch hat sich 
insgesamt an den Rahmenbedingungen der 
schulischen Integration nicht viel geändert:  
 
– Nach wie vor gilt eine fiktive Quote von 

2,7%, d.h. dass vom Bund pauschal fest-
gelegt wurde, dass 2,7% aller Salzburger 
Schulkinder sonderpädagogischen För-
derbedarf haben!!! Das entspricht schon 
lange nicht mehr der Realität; allein in 
der Stadt Salzburg liegt diese Quote etwa 
dreimal so hoch und zahlreiche interna-
tionale Studien gehen davon aus, dass 
ungefähr ein Fünftel der Kinder in einer 
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Klasse besondere Unterstützung benö-
tigt (vgl. Positionspapier der Initiative In-
klusion Österreich). Die Bundes-Bildungs-
politik nimmt diese Fakten einfach nicht 
zur Kenntnis bzw. stellt nur die der 2,7%-
Quote entsprechenden Mittel zur Verfü-
gung. Auch ein Wechsel der regierenden 
Partei hat daran bis dato nichts geändert. 

 
– Nach wie vor bedürfte gute schulische In-

tegration folgender Rahmenbedingungen: 
 

 Doppelbesetzung in allen Stunden, 
 schulische Autonomie bzw. zumindest 
Mitsprache bei der Teambildung, 

 zwei Klassenräume (barrierefrei 
erreichbar),  

 nicht mehr als fünf Förderkinder pro 
Klasse,  

 Integration am Standort in der „Schule 
ums Eck“,  

 rechtzeitige Bescheide,  
 gesetzliche Verankerung der 
Rahmenbedingungen für Integration 
und 

 zusätzliche Stundenkontingente für 
gezielte außerschulische Therapien. 

 
Denn: 
 
– Nach wie vor kann Integration leider auch 

heißen, dass ein einziges Kind mit son-
derpädagogischem Förderbedarf in einer 
Klasse mitbetreut wird und dafür drei oder 
vier zusätzliche Förderstunden in der 
Woche erhält. Dass das für das Kind, die 
MitschülerInnen und die ständig anwe-
sende Lehrkraft sicherlich nicht optimale 
Lern- und Lehrbedingungen bedeutet, 
kann man sich vorstellen. Die Doppelbe-
setzung in allen Stunden ist eine der 
grundlegendsten Voraussetzungen für 
optimal funktionierende Integration. 

 

– Nach wie vor sieht die Realität so aus, 
dass LehrerInnen, Eltern und Kinder oft 
bis Sommer oder länger auf entspre-
chende Bescheide warten müssen, ob 
die Kinder auch als Integrationskinder 
geführt werden und ihren Platz in einer 
Integrationsklasse bekommen. Das Recht 
auf Integration gibt es zwar auf dem Pa-
pier. Wenn aber nicht genügend Plätze 
vorhanden sind, den Eltern Informationen 
fehlen und manche zuständigen Ämter 
sich nicht sehr verständnisvoll zeigen, 
hilft dieses Recht in der Realität ausge-
sprochen wenig. Darüber hinaus gilt die-
ses Recht nur bis zur neunten Schulstufe. 
Denn immer noch gibt es keine gesetz-
lichen Regelungen für Integration in der 
AHS, und auch an den berufsbildenden 
mittleren und höheren Schulen fehlen in-
tegrative Angebote fast gänzlich, von ei-
nigen wenigen Schulversuchen abgese-
hen. 

 
– Integrativer Unterricht bedeutet in Salz-

burg auch nicht automatische Barriere-
freiheit. Nur wenige Schulen mit Integra-
tionsunterricht können barrierefreie Klas-
senräume anbieten. Das bedeutet für 
Integrationskinder, die z.B. auf einen Roll-
stuhl angewiesen sind, oft lange Fahrten 
aufgrund der Zuteilung in eine Schule, 
die nicht die Wunschschule war. 

 
Dass neben den genannten Rahmenbedin-
gungen auch eine entsprechende Ausbil-
dung von LehrerInnen und eine begleitende 
Qualitätssicherung durch Fortbildung und 
Supervision für eine nachhaltige Veranke-
rung der schulischen Integration notwendig 
wären, sei hier nur am Rande erwähnt.  

Das Bekenntnis zur Integration steht in 
vielen Regierungsprogrammen, doch enga-
gierte schulische Integration kostet Geld. 
Und so lange das nicht in den Bildungsbud-
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gets des Bundes und der Länder aufscheint, 
sehen sich die Betroffenen Jahr für Jahr 

immer wieder einem zermürbenden Kampf 
um die benötigten Mittel ausgesetzt. 
 

Claudia Hörschinger-Zinnagl, 
Koordinationsteam der Plattform für 

Menschenrechte 
 
 

 
 
 
 

5.) Armut und 
Arbeit(slosigkeit) 

 
 
 

Prekäre Dienst-
verhältnisse und 
Jugendarbeitslosigkeit 
 
Im Internationalen Pakt über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte ist das Recht 
auf gerechte und angemessene Arbeitsbe-
dingungen folgendermaßen definiert: 
 
„Die Vertragsstaaten erkennen das Recht 
eines jeden auf gerechte und günstige Ar-
beitsbedingungen an, durch die insbeson-
dere gewährleistet wird ... angemessener 
Lohn und gleiches Entgelt für gleichwertige 
Arbeit ohne Unterschied; ein angemessener 
Lebensunterhalt ... sichere und gesunde 
Arbeitsbedingungen ... gleiche Möglichkei-
ten für jedermann, in seiner beruflichen Tä-
tigkeit aufzusteigen ... Arbeitspausen, Frei-
zeit, eine angemessene Begrenzung der Ar-
beitszeit.“ (Artikel 7 IPWSKR) 
 

Dieser Artikel sieht unter anderem ein Min-
destgehalt, das ein würdiges Leben ermög-
licht, sowie gerechte und angemessene Ar-
beitsbedingungen vor. 

Typische Dienstverhältnisse bedeuten 
Vollzeit, geregeltes Entgelt (14-mal), Arbeit-
nehmerInnenrechte, soziale Rechte wie Un-
fall-, Kranken-, Pensions- und Arbeitslosen-
versicherung.  

Atypische Dienstverhältnisse bedeuten 
Teilzeit, befristetes Arbeitsverhältnis, gering-
fügige Beschäftigung, Leiharbeit, Werkver-
trag, Dienstleistungsscheck. Dies sind sehr 
unterschiedliche Arbeitsverhältnisse. Die 
beiden erstangeführten Dienstverhältnisse 
sind meist besser abgesichert, die übrigen 
bieten keinen Anspruch auf Urlaub, kein 
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Krankengeld, keine Abfertigung, keine Ver-
tretung durch einen Betriebsrat. 

Prekär bedeutet bedenklich, diese Dienst-
verhältnisse sind gekennzeichnet durch kurze 
Beschäftigungsdauer, wenig Möglichkeit zur 
Kontrolle, wenig Schutz und soziale Sicher-
heit sowie niedriges Einkommen. Viele der 
atypisch Beschäftigten sind der immer grö-
ßer werdenden Gruppe der Working-Poor 
zuzurechnen, erwerbstätige Arme. Sie er-
zielen mit ihrer Tätigkeit jedoch kein Exis-
tenz sicherndes Einkommen. 
 
In den letzten Jahren ist ein Trend weg von 
geregelten Vollzeit- zu Teilzeit- bzw. prekä-
ren Arbeitsverhältnissen festzustellen. Durch 
die Verschiebung des Arbeitsmarktes in 
Richtung Dienstleistung entstehen neue Ar-
beitsverhältnisse vor allem im Niedriglohn-
sektor. Hier sind verstärkt weibliche Arbeit-
nehmerinnen betroffen. Besonders trifft das 
die Arbeitnehmerinnen im Einzelhandel und 
im Tourismus. Viele haben gar nicht mehr 
die Möglichkeit eine Vollzeitanstellung zu 
bekommen, immer mehr arbeiten unfreiwillig 
in Teilzeit oder sind nur geringfügig beschäf-
tigt. Mit dieser einen Tätigkeit kann der Le-
bensunterhalt nicht mehr erarbeitet werden, 
oft braucht man mehrere Jobs, um die Auf-
wendungen für das Leben zu „verdienen“. 
ArbeitnehmerInnen müssen flexibel und auf 
Abruf einsetzbar sein, die Flexibilität wird in-
dividualisiert und geht zu Lasten der Arbeit-
nehmerInnen: Arbeit in der Früh, am Abend, 
am Wochenende, kurzfristig angeordnete 
Überstunden. Discounter versuchen oft er-
folgreich, durch Unterwanderung der gelten-
den Arbeitsbestimmungen die Rechte von 
ArbeitnehmerInnen zu schmälern. Beispiele 
dafür sind: Verstöße gegen geltendes Ar-
beitsrecht, erhöhter Leistungsdruck durch 
Leistungsvorgaben und Kontrollen, Unterbe-
setzung des Personals und damit verbun-
den höheres Unfall- und Sicherheitsrisiko, 

Pausen, die nicht eingehalten werden dürf-
en, Verbot auf die Toilette zu gehen oder 
überhaupt fehlende sanitäre Einrichtungen 
in Filialen, einseitige Abänderung der Ar-
beitszeiten, kurzfristig geänderte Dienst-
pläne, unbezahlte Mehrleistungen (z.B. Vor- 
und Nacharbeiten), Verhinderung von Inter-
essenvertretungen, z.B. Betriebsräten, frist-
lose Kündigungen vor allem älterer Mitarbei-
terInnen, Kündigungsdrohungen bei Krank-
heit bis hin zu erzwungenen „Selbstkündi-
gungen“, rechtswidrige Personalkontrollen. 
Einzelhandel und Gastgewerbe sind mittler-
weile Paradebeispiele für prekäre Arbeits-
plätze. Gerechte Bezahlung und die Einhal-
tung aller arbeitsrechtlichen Bestimmungen 
sind, auch in Salzburg, einzufordern.  
 
 
Schwellen in die Jugendarbeitslosigkeit 
 
Industrialisierte und Entwicklungsländer ste-
hen vor einer stetig wachsenden Zahl von 
arbeitslosen Jugendlichen. 

Das Recht auf Arbeit laut Internationalem 
Pakt über wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte: „Die Vertragsstaaten erkennen 
das Recht auf Arbeit an, welches das Recht 
jedes einzelnen auf die Möglichkeit, seinen 
Lebensunterhalt durch frei gewählte oder 
angenommene Arbeit zu verdienen, um-
fasst, und unternehmen geeignete Schritte 
zum Schutz dieses Rechts.“ (Art. 6 IPWSKR) 

Bildung und Ausbildung werden als 
Schlüssel zum Einstieg in die Berufswelt 
gesehen. Etwa die Hälfte aller arbeitslosen 
Menschen hat keine über die Hauptschule 
hinaus gehende Bildung und auch keine Be-
rufsausbildung. Gute Qualifizierung ist den-
noch kein Garant dafür, auch einen Arbeits-
platz zu bekommen. In Europa sind rund fünf 
Millionen Jugendliche zwischen 15 und 24 
Jahren von Arbeitslosigkeit betroffen. Auch 
in Österreich, genauso wie in Salzburg 
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(17,3%, Mai 2007), liegt die offizielle Arbeits-
losenquote bei Jugendlichen weitaus höher 
als bei Erwachsenen. Die Dunkelziffer ist 
noch viel höher. 

Am Beginn des Arbeitslebens wird Ju-
gendlichen oft suggeriert, dass alle Wege 
offen stünden. Dadurch wird Arbeitslosigkeit 
als persönliches Versagen erlebt und enor-
mer Druck erzeugt, die richtige Entscheidung 
zu treffen. Arbeitslosigkeit ist immer eine 
schwere Belastung. Tritt sie bereits am Be-
ginn des Berufslebens auf, verlängert sie 
Abhängigkeiten und man muss um die ge-
sellschaftliche Integration fürchten.  

Junge Menschen auf ihrem Weg in das 
Arbeitsleben geraten immer wieder in Ge-
fahr, arbeitslos zu werden: 

1. Arbeitslosigkeit kann für Jugendliche 
bereits bei der Suche nach einer Lehrstelle 
beginnen. Die verdeckte Arbeitslosigkeit ist 
bei SchulabgängerInnen erschreckend hoch. 
Da sie keine Leistungen vom AMS beziehen 
können, lassen sich viele nicht als Arbeit su-
chend vormerken. Jene, die sich melden, 
haben prinzipiell Anspruch auf Unterstützung 
beim Zugang zum Arbeitsmarkt und zu Qua-
lifikationen. Bei der Schnittstelle von Schule 
und Berufseinstieg ist es wichtig, dass Ju-
gendliche die notwendigen Grundkompeten-
zen (Basic Skills) für das Berufsleben mit-
bringen. Der Zugang zu guter Bildung und 
Ausbildung muss gewährleistet sein. Doch 
hier klaffen große Lücken: Zwar gibt es in 
Salzburg mehr offene Lehrstellen als Lehr-
stellen suchende Jugendliche, die berufliche 
Vielfalt bei den Lehrstellenangeboten ist je-
doch eingeschränkt. Ein einseitiger Über-
hang an Angeboten aus dem Tourismus- 
und Fremdenverkehrsbereich ist gegeben. 
Ausbildungsplätze in anderen Berufen sind 
in der Minderzahl. Hier können Jugendliche 
oft nicht nach Neigung und Begabung ent-
scheiden. Durch die Berufswahl sollten je-
doch eine tragfähige Lebensperspektive und 

die nötige existenzielle Sicherheit gewonnen 
werden.  

2. Die zweite Schwelle, an der jungen 
Menschen Arbeitslosigkeit droht, ist mit dem 
Abschluss der Lehrausbildung gegeben. 
Immer weniger LehrabsolventInnen werden 
in dem Betrieb, wo sie ausgebildet wurden 
auch weiter beschäftigt. Oft sehen sich Ju-
gendliche gezwungen, Jobs anzunehmen, 
die nicht ihrer Qualifizierung entsprechen, 
meist gedacht als Übergangslösung, aber de 
facto der Beginn einer Spirale nach unten. 

3. Nach Abschluss einer höheren oder 
berufsbildenden Schule tritt man abermals 
in eine kritische Phase ein, auch hier droht 
Arbeitslosigkeit. Theoretische Kenntnisse 
erweisen sich auch nicht immer als ausrei-
chende Qualifizierungen für den Arbeits-
markt.  

4. Das Gleiche gilt für Fachhochschul- 
und UniversitätsabsolventInnen: Selbst hier 
hat man oft mit langen Zeiten der Arbeits-
suche zu kämpfen.  

Vom Trend hin zu Teilzeit- und prekären 
Dienstverhältnissen sind zunehmend Absol-
ventInnen hochqualifizierender Ausbildungen 
betroffen; sie müssen als PraktikantInnen 
und freie DienstnehmerInnen Arbeitsplätze 
annehmen, die durch eine Reihe von Be-
nachteiligungen gekennzeichnet sind. Viele 
dieser jungen Menschen nehmen schlecht 
oder gar nicht bezahlte Praktikumsplätze an 
oder geraten in prekäre Dienstverhältnisse, 
neuer Name: „Generation Praktikum“. 

Junge Menschen sind oft gezwungen 
Jobs anzunehmen, die unter dem Stand ihrer 
Ausbildung oder in einem ganz anderen Aus-
bildungsbereich liegen. Dadurch kommt es 
häufig zu einer Dequalifizierung und auch 
zu einer Abwertung der eigenen Ausbildung. 
Darüber hinaus sind sie nicht in der Lage, in 
ihrem erlernten Beruf Praxiserfahrung zu 
sammeln. Eine Rückkehr in den ursprüng-
lichen Beruf wird damit erschwert. 
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„... Die Mehrheit neuer Jobs ist schlecht be-
zahlt und unsicher. Zunehmend wenden 
sich junge Menschen, um ihr Überleben zu 
sichern, an den informellen Sektor, mit ge-
ringer oder nicht vorhandener Versicherung 
und oft ohne Zukunftsaussichten.“ (Kofi An-
nan, ehem. UNO-Generalsekretär) 

Integration in den Arbeitsmarkt ist Inte-
gration in die Gesellschaft! Sowohl Politik 

als auch Betriebe müssen mehr dazu beitra-
gen, dass Jugendliche ihre Kreativität und 
Begabung in eine Vielfalt von Berufen ein-
bringen und ihren Lebensunterhalt durch frei 
gewählte Arbeit verdienen können. 
 
 

Elisabeth Fereberger, Kontaktstelle 
aus:ZEIT für arbeitslose Menschen 

 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 

Monitoring 
www.menschenrechte-salzburg.at will die Situation der Menschenrechte im Bundesland Salz-
burg erheben, dokumentieren und zum Gegenstand öffentlicher Diskussion machen. Wir ar-
beiten auf drei Stufen: Überblicksberichte in regelmäßigen Abständen, Einzelfalldokumenta-
tionen und Hilfe für Betroffene. Die InformationspartnerInnen stellen Falldokumentationen und 
Hintergrundinformationen zur Verfügung: Zu diesen InformationspartnerInnen gehören, 
neben vielen Mitgliedern der Plattform (u.a. Flüchtlingshaus der Caritas, Helping Hands, 
EFDÖ/Schubhaftbetreuung, Verein VIELE, HOSI, Helping Hands, Ökumenischer Arbeits-
kreis), die AI-Flüchtlingsgruppe Salzburg, mehrere Rechtsanwälte, kija, Vebbas, die Salzbur-
ger Frauenhäuser, der Frauentreffpunkt sowie das SOS-Clearinghouse. 
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Themenübersicht der Berichte ab 2003: 
 
Flüchtlinge: 
Unterbringung und Versorgung von AsylwerberInnen in Salzburg (2003), (2004) 
AsylwerberInnen in der Schubhaft (2003), (2004), (2005), (2006) 
Ärztliche Versorgung und Psychotherapie in der Schubhaft (2006) 
Privat wohnende AsylwerberInnen (2005) 
Medizinische Versorgung in der Grundversorgung (2006) 
Familienbeihilfe und Kinderbetreuungsgeld für AsylwerberInnen und refoulementgeschützte Personen (2006) 
Regionale Asylpolitik in Salzburg (2006) 
 
MigrantInnen: 
Fremdenfeindlichkeit und Familiennachzug (2003) 
Integrationsvertrag und Deutschkurse (2003) 
Integrationskonzept zum Abbau struktureller Diskriminierung von MigrantInnen (2004), (2005) 
Politische Partizipation von MigrantInnen (2004) 
MigrantInnen in Hallein (2005) 
Das Fremdenrechtspaket 2005 (2006) 
 
Diskriminierungen und rassistische Übergriffe: 
Gleiche Rechte für alle – unabhängig von ihrer sexuellen Orientierung (2003) 
Schutz vor Diskriminierungen ist ein allgemeines Menschenrecht (2004), (2005) 
Diskriminierung bei der Arbeitssuche (2005) 
Das Salzburger Gleichbehandlungsgesetz (2006) 
 
Kinder- und Jugendrechte: 
Kinderrechte im Überblick (2003), (2004), (2005) 
Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (2003) 
Jugendliche der zweiten und dritten Generation aus MigrantInnenfamilien (2003) 
Sexueller Missbrauch an Adoptierten (2004), (2005) 
Gewaltprävention, Jugendarbeit und Menschenrechte (2004) 
 
Soziale Grundrechte: 
Soziale Grundrechte (2003) 
Wohnungslosigkeit in Salzburg (2004) 
Armut (2005), (2006) 
Jugendarbeitslosigkeit und Recht auf Arbeit (2005) 
 
BürgerInnenrechte: 
Die Proteste gegen den WEF-Gipfel in Salzburg (2002), (2003) 
Grundrechtehotline – BürgerInnen organisieren sich (2004) 
 
Frauenrechte und Gewalt gegen Frauen: 
Gewalt gegen Frauen (2003), (2005) 
Frauenbetreuung im Frauenhaus (2003) 
Frauen und Mädchen in Psychiatrie und Psychotherapie (2004) 
Auswirkungen der österr. Gesetzeslage auf MigrantInnen, die in Gewaltbeziehungen leben (2004) 
Familienzusammenführung (2005) 
 
Rechte für Menschen mit Behinderung: 
Frauen, Männer und Kinder mit Behinderung (2004) 
Schulische Integration (2005), (2006) 
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